
Anlage 1Land Brandenburg

An die untere Bauaufsichtsbehörde 

Landkreis / Stadt

Landkreis Barnim
Eberswalde

Errichtung von drei Einfamilienwohnhäusern

1. Kurzbezeichnung des Vorhabens

Bauanzeigeverfahren (§ 62 BbgBO)

Verfahren
durch die untere Bauaufsichtsbehörde

Vordruck gem. § 1 Abs. 3 BbgBauVorlV

Antrag auf

Baugenehmigung (§ 64 BbgBO)

vereinfachtes Baugenehmigungs-
verfahren (§ 63 BbgBO)

Errichtung Änderung Nutzungsänderung

Zulassung einer Ausnahme / Befreiung
(§ 31 BauGB)

Zulassung einer Abweichung (§ 67 BbgBO)

Vorbescheid (§ 75 BbgBO)

Verfahren
durch die Gemeinde / das Amt
als Sonderordnungsbehörde
(bei genehmigungsfreien Vorhaben nach § 61 i. V. m. § 58 Abs. 6 BbgBO)

sonderbehördliche Erlaubnis für die
Errichtung einer Werbeanlage
(§ 58 Abs. 6 BbgBO)

Zulassung einer Abweichung 
von einer örtlichen Bauvorschrift
(§ 67 Abs. 4 BbgBO)

Zulassung einer Ausnahme / Befreiung
(§ 67 Abs. 4 BbgBO i.V.m. § 31 BauGB)

4. vertreten durch Erklärung der Bauherrengemeinschaft über die Vertretung gemäß § 53 Abs. 2 BbgBO ist beigefügt
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2. Baugrundstück

Gemarkung

Straße

Eiche

Zur Tränke

Flurstück(e)

214
Flur

2

Weise Software GmbH, Bamberger Str. 4 - 6, 01187 Dresden

Eingangsvermerk

Aktenzeichen

An die Gemeinde / das Amt

Gemeinde Ahrensfelde
Bauamt 
16356 Ahrensfelde

Eingangsvermerk

Aktenzeichen

Antrag auf

Hausnummer

(neben Nr. 1)

PLZ

16356

Ort

Ahrensfelde

Ortsteil

Eiche

3. Bauherrin / Bauherr / Bauherrengemeinschaft

Name / Firma / Sonstige Vorname / Ansprechpartner/in

Hausnummer Land     PLZ

16356DE
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Name

Straße

Vorname

Hausnummer Land    PLZ Ort

Telefon E-MailFax

5. Entwurfsverfasserin / Entwurfsverfasser
Name

Straße

Vorname

Hausnummer Land    PLZ Ort

E-MailFaxTelefon
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Teilbaugenehmigung (§ 74 BbgBO)



6. Genaue Fragestellung zum Vorbescheid

Frage 1) ist  die Errichtung der drei skizzierten Einfamilienwohnhäuser auf dem Flurstück 214 (Flur 2, Eiche) 
planungsrechtlich zulässig?

Frage 2) Könnte eine Reduzierung der Gebäudeanzahl oder eine Veränderung der Positionierung der Gebäude die 
Chancen auf einen positiven Genehmigungsbescheid erhöhen, falls Frage 1 negativ beschieden werden sollte?

HINWEIS:  bittet um Prüfung gemäß den gesetzlichen Vorgaben des Bauturbos. Ziel der 
Antragstellung ist die Schaffung von Wohnraum gemäß dem Bauturbo-Verfahren. 

8. Hinweise zum Datenschutz

7. Begründung des Antrages auf Abweichung / Ausnahme / Befreiung

Zuständig für den Vollzug der Verfahren nach der Brandenburgischen Bauordnung sind die unteren Bauaufsichtsbehörden bzw. die  
Gemeinden und Ämter. Die mit dem beantragten Verfahren übermittelten Daten werden bei den örtlich zuständigen Behörden erfasst und 
gespeichert. Diese sind verantwortlich im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und werden nach Antragseingang die 
erforderlichen datenschutzrechtlichen Informationen gemäß Art. 13 DSGVO bereitstellen.

9. Übereinstimmungserklärung

(          auf besonderem Blatt)
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Hiermit erkläre ich, dass die von mir gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 BbgBauVorlV, bzw. § 2 Abs. 3 BbgBauVorlV in elektronischer Form 
eingereichten Bauvorlagen jeweils mit den Papierexemplaren in Version, Inhalt, Darstellung und Maßstab vollständig übereinstimmen. Die 
von mir gewählten Dateinamen je Vorlage/Dokument lassen Versionsdatum, Dateiinhalte und Version erkennen. Diese Dateien 
entsprechen dem Umfang der Bauvorlagen.

(          auf besonderem Blatt)

Kammer: Mitgliedsnummer:

Angaben zur Bauvorlageberechtigung

Bitte geben Sie entweder eine Kammer und Ihre Mitgliedsnummer oder einen sonstigen Nachweis zur Bauvorlageberechtigung an.

Grundlage der

Bauvorlageberechtigung

Sonstiger Nachweis der

Bauvorlageberechtigung:

Berufsbezeichnung



11. Bautechnische Nachweise (§§ 10, 11 und 12 BbgBauVorlV)

Die bautechnischen Nachweise sind fristgemäß bei der zuständigen unteren Bauaufsichtsbehörde einzureichen (§ 66 Abs. 1 BbgBO). 

Die Prüfung der Nachweise der Standsicherheit bzw. des Brandschutzes ist entweder bei im Land Brandenburg anerkannten Prüfingenieuren 
oder bei der zuständigen unteren Bauaufsichtsbehörde zu beauftragen (§ 66 Abs. 3 BbgBO). 

Für die Prüfung der Nachweise der Energieeinsparung sowie zur Nutzung erneuerbarer Energien für Sonderbauten sind Prüfsachverständige 
für energetische Gebäudeplanung zu beauftragen (§ 51 Abs. 2 BbgBO).

13. Unterschrift

Ort

Unterschrift der Bauherrin / Bauherr / Vertretung der Bauherrengemeinschaft

*  Als Bauvorlagen sind die öffentlichen Vordrucke gemäß § 1 Abs. 3 BbgBauVorlV zu verwenden

12. Erklärung der Bauherrin oder des Bauherrn im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren

Ich bin damit einverstanden, dass über meinen Bauantrag im normalen Baugenehmigungsverfahren nach § 64 BbgBO entschieden 
wird, wenn die Voraussetzungen für das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 63 BbgBO nicht vorliegen.

einverstanden nicht einverstanden
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Datum

08.12.2025
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10. Die aufgeführten Bauvorlagen sind beigefügt (          auf besonderem Blatt)



Landkreis Barnim
Katasterbehörde

Am Markt 1
16225 Eberswalde

Auszug aus dem
Liegenschaftskataster
Liegenschaftskarte 1:1000
Grunddatenbestand
Erstellt am 03.12.2025
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1 Ziel und Zweck des Umweltprüfung  

1.1 Einleitung 

Gegenstand des Vorhabens ist die Errichtung von drei Einfamilienhäusern in der Gemeinde 

Ahrensfelde, Ortsteil Eiche, auf einer Teilfläche des Flurstücks 214 der Flur 2 (teilweise). Die 

Vorhabenfläche umfasst rund 0,4 ha und ist bauplanungsrechtlich dem Außenbereich nach § 35 

BauGB zuzuordnen. Im Flächennutzungsplan der Gemeinde Ahrensfelde ist sie überwiegend als 

Mischbaufläche und in einem Teilbereich als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Ziel des Vorhabens ist die Schaffung von Wohnraum in Anbindung an den bestehenden 

Siedlungsbereich unter Nutzung der vorhandenen Erschließung. Die Fläche wird hierfür in drei 

Baugrundstücke geteilt, auf denen jeweils ein Wohngebäude mit Nebenanlagen entsteht. 

Insgesamt werden rund 502 m² in Anspruch genommen. Das Vorhaben schließt unmittelbar an die 

vorhandene Wohnbebauung an und nimmt bereits anthropogen überprägte Flächen in Anspruch.  

Mit dem Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung wurde zum 

30. Oktober 2025 die befristete Sonderregelung des § 246e BauGB eingeführt. Sie gilt bis zum 31. 

Dezember 2030 und ermöglicht mit Zustimmung der Gemeinde Abweichungen von den 

Vorschriften des Baugesetzbuchs, wenn die Abweichung unter Würdigung nachbarlicher 

Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist und dem Wohnungsbau dient. Die 

Zustimmung der Gemeinde richtet sich nach § 36a BauGB. 

Im Außenbereich ist die Anwendung eingeschränkt. Nach § 246e Abs. 3 Satz 1 BauGB sind nur 

Vorhaben erfasst, die im räumlichen Zusammenhang mit Flächen stehen, die nach § 30 Abs. 1, 

Abs. 2 oder § 34 BauGB zu beurteilen sind.  

Die Abweichungsmöglichkeit erstreckt sich ausschließlich auf planungsrechtliche Vorgaben. 

Fachrechtliche Anforderungen, insbesondere des Naturschutz-, Wasser- und 

Immissionsschutzrechts sowie des Bauordnungsrechts, bleiben unberührt und sind weiterhin zu 

beachten. Nach § 246e Abs. 3 Satz 2 BauGB ist zudem § 18 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 

BNatSchG anzuwenden. 

Nach § 246e Abs. 1 Satz 2 BauGB ist eine Strategische Umweltprüfung nach den §§ 38 bis 46 

UVPG durchzuführen, wenn die Abweichung für ein Vorhaben im Außenbereich nach 

überschlägiger Prüfung voraussichtlich zusätzliche erhebliche Umweltauswirkungen hat. Bei der 

Vorschrift handelt es sich um einen Rechtsfolgenverweis. Prüfgegenstand ist daher nicht ein Plan 

oder Programm im Sinne des § 2 Abs. 7 UVPG, sondern die abweichende Zulassung des 

Vorhabens. Die Verfahrensvorschriften der §§ 38 bis 46 UVPG sind entsprechend anzuwenden. 

Die überschlägige Prüfung konnte zusätzliche erhebliche Umweltauswirkungen nicht 

ausschließen, insbesondere im Hinblick auf die östlich angrenzenden gesetzlich geschützten 

Biotope. 

Die Strategische Umweltprüfung ermittelt, beschreibt und bewertet die voraussichtlichen 

erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens sowie vernünftiger Alternativen. Betrachtet 

werden die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG, also Menschen einschließlich der menschlichen 

Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 

Landschaft sowie das kulturelle Erbe und sonstige Sachgüter, einschließlich der 

Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgütern. 

Berücksichtigt wurden der Flächennutzungsplan der Gemeinde Ahrensfelde, der 

Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg sowie die Fachpläne des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere das Landschaftsprogramm Brandenburg 

und der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Barnim. 

Nach der Darstellung der Umweltziele und des derzeitigen Umweltzustands werden die bau-, 

anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen des Vorhabens schutzgutbezogen ermittelt und 

bewertet. Darauf aufbauend werden Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum 
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Ausgleich erheblicher nachteiliger Auswirkungen dargestellt, gefolgt von der Prüfung vernünftiger 

Alternativen, den vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen und einer allgemein verständlichen 

Zusammenfassung. 

1.2 Umweltschutzziele und Berücksichtigung 

Nach § 40 Abs. 2 Nr. 2 UVPG sind die für das Vorhaben geltenden Ziele des Umweltschutzes 

darzustellen sowie die Art, wie diese bei der Ausarbeitung berücksichtigt wurden. 

Arten- und Biotopschutz. Maßgeblich sind das Verbot der Zerstörung oder erheblichen 

Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope (§ 30 BNatSchG i. V. m. § 18 BbgNatSchAG) 

sowie die Zugriffsverbote des besonderen Artenschutzes (§ 44 Abs. 1 BNatSchG), die auch die 

Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten erfassen. Berücksichtigt 

wurden diese Ziele durch die Zurücknahme der Vorhabenabgrenzung, sodass die östlich 

angrenzenden geschützten Biotope nicht in Anspruch genommen werden, durch 

Bauzeitenregelungen und Vorabkontrollen bei der Gehölzentnahme sowie durch Schutzzäune für 

Amphibien und Reptilien. 

Eingriffsregelung. Nach §§ 14 ff. BNatSchG sind vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen 

und unvermeidbare auszugleichen. Dem wird durch die Beschränkung der in Anspruch 

genommenen Fläche auf rund 502 m², den Erhalt der randlichen Gehölzbestände und die 

vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen Rechnung getragen. 

Gewässer- und Bodenschutz. Ziel ist der Erhalt der Grundwasserneubildung und der 

Versickerungsfähigkeit. Das anfallende Niederschlagswasser soll innerhalb der Vorhabenfläche 

versickert werden, ein Teil der befestigten Flächen wird wasserdurchlässig ausgeführt. 

Landschaftsplanung. Die Ziele des Landschaftsprogramms Brandenburg und des 

Landschaftsrahmenplans des Landkreises Barnim wurden ausgewertet. Ihre Berücksichtigung ist 

in Kapitel 1.5 dargestellt. 

Datengrundlagen und Methodik 

Grundlage der Bewertung sind Umweltdaten des Landesamtes für Umwelt (LfU) sowie eine Vor-

Ort-Begehung im Juni 2026. Dabei wurden die Biotoptypen nach dem Kartierschlüssel 

Brandenburg erfasst und die vorhandenen Habitatstrukturen aufgenommen. 

Flächendeckende faunistische Bestandserfassungen liegen nicht vor. Die Bewertung der Fauna 

erfolgt daher auf Grundlage einer Potenzialanalyse, bei der aus den erfassten Habitatstrukturen 

abgeleitet wird, welche Arten und Artengruppen im Untersuchungsraum zu erwarten sind. Das 

Vorgehen wurde durchgängig konservativ angewendet, das heißt, im Zweifel wurde von einem 

Vorkommen ausgegangen. Die vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen sind so ausgelegt, dass 

sie das gesamte potenziell vorkommende Artenspektrum abdecken und unabhängig vom 

Einzelnachweis wirksam sind. Ergänzend stellen Kontrollen vor Baubeginn sicher, dass 

tatsächliche Vorkommen rechtzeitig erkannt werden. 

1.3 Rechtsgrundlagen  

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bildet die Grundlage zur Verwirklichung der Ziele des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege. Ergänzend gilt das Brandenburgische 

Naturschutzausführungsgesetz (BbgNatSchAG), das die Eingriffsregelung auf Landesebene 

konkretisiert und die Liste der gesetzlich geschützten Biotope erweitert. 

Da das Vorhaben im Außenbereich nach § 35 BauGB liegt, bleibt nach § 18 Abs. 2 Satz 2 

BNatSchG die Geltung der §§ 14 bis 17 BNatSchG unberührt. Über Vermeidung, Ausgleich und 

Ersatz ist daher unmittelbar nach den Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes zu 

entscheiden, nicht nach denen des Baugesetzbuchs. § 246e Abs. 3 Satz 2 BauGB ordnet dies 

ausdrücklich an und verweist zugleich auf § 18 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG, wonach die Entscheidung 

im Benehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde ergeht. 
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Geprüft wird ferner, ob es bei Verwirklichung des Vorhabens zu Verstößen gegen die 

Zugriffsverbote des besonderen Artenschutzes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG kommen kann. Die 

Auseinandersetzung damit erfolgt in Kapitel 4.3 dieser Prüfung. 

Für den Schutz von Bäumen ist die Baumschutzsatzung des Landkreises Barnim maßgeblich, 

soweit ihr Geltungsbereich die Vorhabenfläche erfasst. Im Übrigen richtet sich die Kompensation 

von Baumverlusten nach den Hinweisen zum Vollzug der Eingriffsregelung (MLUV 2009) sowie 

der Brandenburgischen Baumschutzverordnung. 

Das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und das Brandenburgische Abfall- und 

Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG) fordern den sparsamen und schonenden Umgang mit dem 

Boden und enthalten Vorgaben zum Umgang mit schädlichen Bodenveränderungen. Dem trägt 

das Vorhaben insoweit Rechnung, als es überwiegend bereits anthropogen überprägte, durch 

Befahrung und Materiallagerung verdichtete Flächen in Anspruch nimmt und die neu in Anspruch 

genommen auf rund 502 m² begrenzt. 

Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dient dem Schutz der Gewässer als Bestandteil des 

Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen. 

Konkretisiert wird es durch das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG). Danach soll die 

Versiegelung des Bodens nur so weit erfolgen, wie dies unvermeidbar ist; Niederschlagswasser ist 

über die belebte Bodenzone zu versickern, soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu 

befürchten ist und sonstige Belange nicht entgegenstehen. Die Versickerung stellt eine 

erlaubnispflichtige Gewässerbenutzung nach § 8 Abs. 1 i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar. 

Nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind schädliche Umwelteinwirkungen zu 

vermeiden. Für die Bauphase ist die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm 

(AVV Baulärm) maßgeblich. Immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen sind 

nicht Bestandteil des Vorhabens. 

1.4 Fachpläne 

Das Landschaftsprogramm Brandenburg wurde 2001 aufgestellt (MLUR, 2000) und enthält 

schutzgutbezogen Entwicklungsziele für die naturräumlichen Regionen Brandenburgs. Die 

Entwicklungsziele des Landschaftsprogramms Brandenburg werden im Maßstab 1: 300.000 

dargestellt und sind entsprechend allgemein formuliert. Für das Vorhabenbereich und die 

Planungsziele relevante Aussagen werden nachfolgend zusammengefasst.  

Im Landkreis Barnim verfolgt das Landschaftsprogramm Brandenburg das Ziel, die intensive 

landwirtschaftliche Nutzung stärker zu gliedern und dadurch Boden und Grundwasser besser zu 

schützen. Dazu sollen kleinteilige Strukturelemente wie Hecken, Raine, Feldgehölze und Brachen 

die großflächigen Ackerschläge auflockern. Auch der Schutz der Böden, insbesondere in den durch 

Rieselfeldnutzung belasteten Bereichen, sowie die Sicherung der Grundwasserqualität haben 

hohe Priorität. Niederschlagswasser soll möglichst ortsnah versickern oder zurückgehalten 

werden, um den Wasserhaushalt zu stabilisieren.  

Prägende Landschaftselemente sind die großflächigen Grundmoränenfelder mit Ackerflächen und 

die Endmoränen- und Sanderwälder, unter denen die Buchenwälder im Norden des Barnim eine 

besondere Bedeutung besitzen. Forstwirtschaftlich ist vorgesehen, die dominierenden 

Kiefernforste schrittweise in naturnahe Mischwälder wie Kiefern-, Traubeneichen- oder 

Traubeneichen-Hainbuchenwälder umzubauen. Wichtige Schutzgüter sind neben Boden und 

Wasser auch Luft und Klima, wobei großräumige Waldflächen als klimatisch ausgleichende 

Faktoren erhalten bleiben sollen.  

Insgesamt wird damit eine Balance zwischen intensiver land- und forstwirtschaftlicher Nutzung und 

dem Schutz empfindlicher Natur- und Kulturlandschaften angestrebt (MLUR, 2000). 

Der Landschaftsrahmenplan in aktueller Fassung liegt für den Landkreis Barnim aus dem Jahr 

2018 vor. Für die Bearbeitung des Umweltberichtes wird insbesondere auf den 
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„Landschaftsrahmenplan LRP+ Landkreis Barnim Teil II“ Bezug genommen. Nach Scholz (1962) 

ist das Untersuchungsgebiet (UG) der naturräumlichen Großeinheiten „Barnimplatte“ zuzuordnen. 

Der Landschaftsrahmenplan stellt die relevanten Schutzgüter dar und bewertet deren 

Gefährdungen, die vor allem durch veränderte Klimabedingungen und daraus resultierende 

geänderte Standortverhältnisse entstehen können. Hierbei werden für den Naturraum Barnim 

strategische Stressfaktoren aufgeführt, die in besonderem Maße bedeutsam sind. 

Mit „sehr hoher“ Relevanz werden der Verlust von Wasserrückhaltevermögen in der Landschaft, 

der Verlust organischer Substanz im Boden sowie die Fragmentierung von Waldflächen und die 

damit verbundenen zunehmenden Randeffekte bewertet. Als weitere wesentliche Bedrohungen 

werden der Rückgang einheimischer, seltener und gefährdeter Arten sowie das Absterben von 

Bäumen durch Pathogene und Insektenkalamitäten hervorgehoben.  

 

Abbildung 1: räumliche Einordnung (roter Bereich) des Vorhabenbereichs 

Ein Landschaftsplan für die Gemeinde Ahrensfelde liegt in der Fassung von 2013 vor. Er 

konkretisiert die für das Gemeindegebiet maßgeblichen Entwicklungsziele für Natur und 

Landschaft und bildet damit eine wesentliche fachliche Grundlage für die Umweltprüfung. 

Für das Vorhaben sind insbesondere die Zielsetzungen relevant, die auf einen sparsamen Umgang 

mit Grund und Boden, die Reduzierung von Neuversiegelung sowie den Schutz und die 

Entwicklung von Biotopen abzielen. Ergänzend sind die Sicherung und Aufwertung des 

Landschaftsbildes und der landschaftsbezogenen Erholung sowie die Erhaltung und Vernetzung 

naturnaher Strukturen, der Schutz von Gewässern und Feuchtbereichen und die Sicherung 

klimatisch wirksamer Freiflächen von Bedeutung. Darüber hinaus sind die Berücksichtigung 

siedlungsnaher Grün- und Gehölzstrukturen sowie die Einordnung der Planung in die 

übergeordneten naturschutzfachlichen Zielsetzungen des Landschaftsplans für die Bewertung des 

Vorhabens maßgeblich (LP 2013). 
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1.5 Vereinbarkeit mit den Zielen der Landschaftsplanung  

Die genannten Fachpläne formulieren als übergeordnete Ziele insbesondere die Sicherung der 

Grundwasserneubildung, die Minimierung des Versiegelungsgrades, den Erhalt schützenswerter 

Biotope sowie den sparsamen Umgang mit Freiflächen im Übergang zwischen Siedlung und 

offener Landschaft. 

Das Vorhaben schließt unmittelbar an die bestehende Wohnbebauung an und führt die vorhandene 

Siedlungskante fort, ohne in die freie Landschaft hinauszutreten. In Anspruch genommen werden 

bereits anthropogen überprägte Flächen mit geringer bis mittlerer Wertigkeit, die durch Befahrung 

und Materiallagerung vorbelastet sind und einen vorhandenen befestigten Weg umfassen. Ein 

erheblicher Teil davon wird in wasserdurchlässiger Bauweise ausgeführt, sodass die 

Versickerungsfunktion und damit die Grundwasserneubildung weitgehend erhalten bleiben. 

Die östlich angrenzenden geschützten Biotope, Schilf-Röhricht und perennierendes 

Kleingewässer, werden nicht in Anspruch genommen. Die Abgrenzung des Vorhabenbereichs 

wurde hierauf abgestimmt; der vorhandene Gehölzbestand bleibt als Puffer erhalten und wird durch 

einen von gärtnerischer Nutzung freigehaltenen Streifen ergänzt. Auch die randlichen 

Gehölzbestände entlang der nördlichen und westlichen Grenze bleiben weitgehend bestehen. 

Durch die vorgesehenen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen werden erhebliche 

Auswirkungen auf die betroffenen Schutzgüter vermieden. Die verbleibenden Beeinträchtigungen 

werden über Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen, die ihrerseits den Zielen der 

Landschaftsplanung entsprechen. Ein Widerspruch zu den Zielen der maßgeblichen Fachpläne 

besteht danach nicht. 

1.6 Schutzgebiete von Natur und Landschaft 

Das Vorhabenbereich befindet sich nicht innerhalb eines Schutzgebietes.  

Das Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Südostniederbarnimer Weiherketten“ (3447-601) mit einer 

Fläche mit ca. 990 ha liegt etwa 1,5 km östlich vom Vorhabenbereich entfernt und verfolgt 

wesentliche Schutzziele wie den Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung wertvoller 

Biotopkomplexe aus Weihen, Pfühlen, kleinen Seen sowie naturnaher Fließgewässer. Darin sind 

die Vernetzung von Hohlformen, Niederungen und Feuchtgebieten sowie die Sicherung der 

Biotopvernetzung der Feuchtgebiete priorisiert, um die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts zu 

gewährleisten. Typische geschützte Biotope umfassen perennierende Kleingewässer, naturnahe 

Bäche, Seggen- und Binsenreiche Nasswiesen sowie Röhrichte, die Lebensräume für Amphibien, 

Libellen und seltene Vogelarten bieten. 

Das nächstgelegene FFH-Gebiet „Langes Elsenfließ und Wegendorfer Mühlenfließ“ (DE 3448-301) 

befindet sich etwa 8 km vom Vorhabenbereich entfernt. 

Darüber hinaus befinden sich keine weiteren Schutzgebiete nach §§ 20 ff. BNatSchG 

(Naturschutzgebiete, Nationalparke oder Nationale Naturmonumente, Biosphärenreservate, 

Landschaftsschutzgebiete, Naturparke, Naturdenkmale und geschützte Landschaftsbestandteile) 

sowie nach §§ 31 ff. BNatSchG (FFH- und Vogelschutzgebiete) im Umfeld des Vorhabens. Die 

unmittelbar östlich angrenzenden gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG werden in 

Kapitel 4 behandelt. 
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2 Umweltzustand 

2.1 Mensch und menschliche Gesundheit 

Das Schutzgut Menschen und menschliche Gesundheit umfasst das Leben, die Gesundheit und 

das Wohlbefinden des Menschen, soweit diese von Umweltbedingungen beeinflusst werden. 

Betrachtet werden insbesondere die Empfindlichkeit gegenüber Lärm und sonstigen Immissionen 

sowie die Erholungs- und Freizeitnutzung. 

Die Vorhabenfläche liegt im Außenbereich nach § 35 BauGB. Im Flächennutzungsplan ist sie 

überwiegend als Mischbaufläche und in einem schmalen östlichen Streifen als Fläche für die 

Landwirtschaft dargestellt.  

Die nächstgelegene Wohnbebauung liegt nördlich und westlich der Vorhabenfläche entlang der 

Straße „Zur Tränke" und besteht aus vereinzelten Ein- und Mehrfamilienhäusern.  

Als Bewertungsmaßstab für die Bauphase ist die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz 

gegen Baulärm (AVV Baulärm) heranzuziehen. Zur orientierenden Einordnung der 

Verkehrslärmvorbelastung können die Orientierungswerte der DIN 18005 herangezogen werden. 

Erholungsfunktionen bestehen im weiteren Umfeld: Das Landschaftsschutzgebiet „Langes 

Elsenfließ und Wegendorfer Mühlenfließ" liegt rund 1,5 km entfernt und ist als Erholungsraum für 

die Bevölkerung von Bedeutung. Die Vorhabenfläche selbst liegt außerhalb des Schutzgebiets, ist 

nicht öffentlich zugänglich und erfüllt keine Erholungsfunktion. Sie wird derzeit als Abstellfläche 

genutzt. 

Vorbelastungen bestehen durch den Verkehr auf der Eichner Chaussee (L 313) sowie durch die 

angrenzende Wohnbebauung. Weitere nennenswerte Lärm- oder Schadstoffimmissionen wirken 

nicht auf die Vorhabenfläche ein. 

2.2 Tiere, Pflanzen und ihre biologische Vielfalt  

Im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung wurden Daten zum Arteninventar und zur 

naturräumlichen Ausstattung erhoben, ausgewertet und im Hinblick auf ihre natur- und 

artenschutzrechtliche Relevanz bewertet. 

Die Biotoptypenerfassung des Vorhabenbereichs und der angrenzenden Bereiche erfolgte im Juni 

2026. Methodische Grundlage ist die Biotopkartierung Brandenburg (LFU 2026). Die 

kartographische Darstellung der Biotoptypen und Einzelbäume enthält der Bestandsplan (Anlage 

1). 

Vorhabenbereich 

Der Vorhabenbereich wird überwiegend von verdichteten Grasflächen geprägt, die durch 

Befahrung, Fahrrillen und die Lagerung von Material entstanden sind. Hinzu kommt ein hoher Anteil 

an Pioniervegetation mit Gehölzcharakter. Im westlichen Bereich dominieren Pappel (Populus 

spec.), Spitzahorn (Acer platanoides), Hängebirke (Betula pendula) und Rose (Rosa spec.); 

darunter hat sich eine Grasdecke mit Arten wie Wiesen-Rispengras (Poa pratensis), Rainfarn 

(Tanacetum vulgare) und Kanadischem Berufkraut (Erigeron canadensis) etabliert. Östlich 

schließen weitere Gehölzstrukturen aus Rose, Eingriffeligem Weißdorn (Crataegus monogyna), 

Spitzahorn und Salweide (Salix caprea) an. Beide Teilflächen weisen ein junges Altersstadium auf. 

Im nördlichen Randbereich stocken dicht Laubgehölze aus Spitzahorn, Pappel, Eberesche (Sorbus 

aucuparia) und Hängebirke, die als Sichtschutz zu den angrenzenden Flächen wirken. Im 

westlichen Randbereich verläuft eine Reihe aus Lebensbäumen (Thuja spec.), die nach Angaben 

des Auftraggebers vor Jahrzehnten gepflanzt wurde. Daran grenzt eine befestigte Fläche von rund 

80 m² an. Hinter der spontanen Gehölzvegetation im östlichen Randbereich stockt ein mittelalter 

Baumbestand aus Pappel, Eberesche, Weide (Salix spec.) und vereinzelten Nadelgehölzen. 
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Im Nordosten befinden sich eine Gartenlaube mit Sitzelementen sowie ein niedriger Zaun. 

Insgesamt ist die Fläche ruderal geprägt und wird vom Eigentümer als Abstellfläche genutzt. 

Von den beschriebenen Beständen liegen innerhalb der Eingriffsfläche ausschließlich die 

verdichteten Grasflächen sowie kleinflächig der Gehölzaufwuchs. Entlang der nördlichen und 

östlichen Grenze verläuft ein zusammenhängender Gehölzstreifen, der nach derzeitigem 

Planungsstand im Wesentlichen erhalten bleibt. Beansprucht wird davon lediglich ein kleiner 

Teilabschnitt im Norden im Anschluss an die Straße. Der östliche Abschnitt einschließlich des 

dahinter stockenden mittelalten Baumbestands bleibt vollständig unberührt, ebenso die Thuja-

Reihe im Westen. 

Aufgrund des jungen Altersstadiums, der artenarmen Zusammensetzung mit hohem Anteil an 

Ruderal- und Neophytenarten sowie der Vorprägung durch Befahrung und Materiallagerung sind 

die betroffenen Bestände von geringer bis mittlerer Wertigkeit. 

Angrenzende geschützte Biotope 

Unmittelbar östlich grenzen ein Schilf-Röhricht (Biotopcode 022111) sowie ein perennierendes 

Kleingewässer in naturnaher, beschatteter Ausprägung (Biotopcode 02122) an. Beide Biotoptypen 

sind nach § 30 Abs. 2 BNatSchG in Verbindung mit § 18 BbgNatSchAG gesetzlich geschützt. 

Die kürzeste Entfernung zwischen der Grenze des Vorhabenbereichs und der Biotopgrenze beträgt 

rund 5 bis 10 m. Zwischen beiden Bereichen stockt die Gehölzvegetation des östlichen 

Randbereichs. Das Kleingewässer ist von Schilf-Röhricht umgeben und wird durch den 

umgebenden Gehölzbestand beschattet. 

Die Biotope liegen vollständig außerhalb des Vorhabenbereichs sowie außerhalb der 

Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen. Die Auswirkungen des Vorhabens auf die geschützten 

Biotope werden in Kapitel 4.3 behandelt. 

Als Bewertungskriterien für den Biotopwert wurden Hemerobie (d. h. das Maß der menschlichen 

Beeinflussung), Vorkommen gefährdeter Arten, die Seltenheit bzw. Gefährdung des Biotoptyps 

und die Vielfalt von Pflanzen- und Tierarten herangezogen. Zusätzlich wurden der Risikowert 

(Dauer der Wiederherstellbarkeit der Lebensgemeinschaft des Biotoptyps) und das Risiko der 

technischen Wiederherstellbarkeit der abiotischen Standortbedingungen) berücksichtigt. Die 

jeweiligen Biotoptypen werden einer fünfstufigen Wertskala zugeordnet (sehr gering, gering, mittel, 

hoch, sehr hoch), wobei der jeweils höchste Wert eines Einzelkriteriums (als Schwellenwert) den 

Gesamtwert bestimmt. Die Ergebnisse werden in Tabelle 1 dargestellt. Die Flächengrößen wurden 

auf der Grundlage des Vermessungsplans ermittelt.  

Tabelle 1: Bewertung des Biotoptypenzustands im Untersuchungsgebiet 

Biotopkürzel Biotoptyp Fläche (m²) Bewertung 

071423 
Baumreihe, mehr oder weniger geschlossen und in 
gesundem Zustand, überwiegend nicht heimische 
Baumarten 

221 
mittel 

07153 einschichtige oder kleine Baumgruppen 
782 gering bis 

mittel 

071021 
Laubgebüsche frischer Standorte überwiegend heimische 
Arten 

977 
mittel 

0715023 
Baumgruppe heimischer Baumarten überwiegend 
Jungbestände) <10 Jahre)  

892 
gering 

0514222 
Gras- und Staudenfluren (Säume) mäßig trockener bis 
frischer Standorte- verarmte oder ruderalisierte Ausprägung 

1739 gering bis 
mittel 

12654 versiegelter Weg 179 sehr gering  

10150 Kleingartenanlagen 185 gering  

022111 Schilf-Röhricht 122  hoch 
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Biotopkürzel Biotoptyp Fläche (m²) Bewertung 

02122 
perennierende Kleingewässer (Sölle, Kolke, Pfuhle etc., < 1 
ha), naturnah, beschattet 

158 
hoch 

2.2.1 Pflanzen  

Große Teile der Vorhabenfläche werden von Wiesen-Rispengras (Poa pratensis), Kanadischem 

Berufkraut (Erigeron canadensis), Sauerampfer (Rumex acetosa) und Gänseblümchen (Bellis 

perennis) sowie weiteren Gräsern und Ruderalarten geprägt. Bei den zentralen Gehölzen handelt 

es sich um junge Spontangehölze, insbesondere Pappel (Populus spec.), Hängebirke (Betula 

pendula) und Rose (Rosa spec.). In den Randbereichen stocken mittelalte Gehölzbestände. 

Das festgestellte Artenspektrum setzt sich durchgehend aus häufigen, weit verbreiteten Arten 

nährstoffreicher und gestörter Standorte zusammen. Arten der Roten Liste Brandenburgs wurden 

nicht nachgewiesen. 

Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie wurden im Rahmen der Biotoptypenerfassung 

nicht festgestellt. Ein Vorkommen ist auch nicht zu erwarten: Die in Brandenburg vorkommenden 

Arten dieses Anhangs sind an sehr spezielle, weitgehend ungestörte Standorte gebunden, etwa 

an Moore, nährstoffarme Gewässer oder magere Trockenstandorte. Derartige 

Standortbedingungen sind auf der Vorhabenfläche nicht gegeben. Die Fläche ist durch Befahrung, 

Materiallagerung und Bodenverdichtung anthropogen überprägt, nährstoffreich und ruderal 

geprägt. Da die Standortansprüche der betreffenden Arten damit nicht erfüllt sind, kann ein 

Vorkommen ausgeschlossen werden.  

2.2.2 Fauna/ Tiere  

Gesonderte faunistische Kartierungen wurden nicht durchgeführt. Die artenschutzfachliche 

Bewertung stützt sich auf eine Auswertung verfügbarer Fachliteratur und Fachdatenbanken, eine 

Abfrage vorhandener Daten beim Landesamt für Umwelt (LfU) sowie auf eine 

Potenzialabschätzung. Grundlage der Potenzialabschätzung sind die bei der 

Biotoptypenerfassung im Juni 2026 aufgenommenen Habitatstrukturen, aus denen abgeleitet wird, 

welche Arten und Artengruppen im Untersuchungsraum zu erwarten sind. 

Die Habitatstrukturen des Vorhabenbereichs sind durchgehend geringwertig: Es handelt sich um 

verdichtete Grasflächen und jungen Gehölzaufwuchs ohne Alt- und Totholz, Höhlungen oder 

sonstige Sonderstrukturen. Die Potenzialabschätzung wurde durchgängig konservativ 

angewendet, das heißt, im Zweifel wurde von einem Vorkommen ausgegangen und der jeweils 

ungünstigere Fall unterstellt. Die vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen sind entsprechend so 

ausgelegt, dass sie das gesamte potenziell vorkommende Artenspektrum abdecken und 

unabhängig vom Einzelnachweis wirksam sind. Ergänzend stellen Kontrollen unmittelbar vor 

Baubeginn sicher, dass tatsächliche Vorkommen rechtzeitig erkannt und berücksichtigt werden. 

Bei den nachfolgenden Ausführungen wird für jede Artengruppe zwischen nachgewiesenen, 

potenziell vorkommenden, unwahrscheinlichen und auszuschließenden Vorkommen 

unterschieden.  

Avifauna 

Eine Brutvogelkartierung nach Südbeck et al. 2025 erfolgte nicht. Die Bewertung des 

avifaunistischen Potenzials erfolgt daher strukturbezogen auf Grundlage der vorhandenen 

Habitatstrukturen und ihrer Eignung als Fortpflanzungs-, Nahrungs- und Ruhestätten. 

Die jungen Spontangehölze aus Pappel, Birke und Rose, die dichten Laubgehölzbestände in den 

Randbereichen sowie die Grasdecke bieten Brutmöglichkeiten für Frei-, Strauch- und Baumbrüter. 

Mit Vorkommen siedlungstypischer Arten wie Amsel (Turdus merula), Buchfink (Fringilla coelebs), 

Grünfink (Chloris chloris) und Ringeltaube (Columba palumbus) ist zu rechnen. Diese Arten sind 

anpassungsfähig und besiedeln derartige Strukturen auch bei bestehender Störbelastung 

regelmäßig. 
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Vorkommen von Bodenbrütern wie Goldammer (Emberiza citrinella) oder Feldlerche (Alauda 

arvensis) sind als unwahrscheinlich einzustufen, da die Fläche durch Befahrung, Fahrrillen und 

Abstellnutzung dauerhaft gestört und verdichtet ist. Ein Vorkommen einzelner Bodenbrüter in den 

weniger befahrenen Randbereichen kann jedoch nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

Höhlenbrüter wie Blaumeise (Cyanistes caeruleus), Kohlmeise (Parus major) oder Sumpfmeise 

(Poecile palustris) könnten die älteren Bestände im östlichen Randbereich nutzen, sofern dort 

geeignete Baumhöhlen vorhanden sind. Bei der Begehung wurden keine Höhlenstrukturen 

festgestellt. Eine gezielte Höhleninspektion erfolgte jedoch nicht, sodass Vorkommen nicht 

ausgeschlossen werden können.  

Das östlich angrenzende Soll mit Schilfrand bietet Potenzial für schilf- und gewässerbegleitende 

Arten, etwa Rohrammer (Emberiza schoeniclus), Sumpfrohrsänger (Acrocephalus palustris) oder 

Teichrohrsänger (Acrocephalus scirpaceus). Diese Strukturen liegen außerhalb des 

Vorhabenbereichs und bleiben unberührt. 

Terrestrische Säugetiere 

Für die Arten Fischotter (Lutra lutra), Biber (Castor fiber), Wolf (Canis lupus) und Feldhamster 

(Cricetus cricetus) liegen für den Untersuchungsraum keine aktuellen Nachweise vor (LfU 2025). 

Die nachfolgende Betrachtung folgt dem oben beschriebenen konservativen Ansatz. Für Arten, 

deren Lebensraumansprüche im Untersuchungsraum offensichtlich nicht erfüllt sind, erfolgt eine 

Abschichtung anhand der Habitatbindung. Für Arten mit großem Aktionsradius, bei denen ein 

gelegentliches Auftreten nicht auszuschließen ist, wird stattdessen geprüft, ob überhaupt ein 

Wirkpfad besteht.  

Feldhamster. Die Art gilt in Brandenburg als ausgestorben oder verschollen. Zudem fehlen die für 

sie erforderlichen tiefgründigen, grabbaren Lössböden im Bereich großflächiger 

Ackerlandschaften. Hinweise auf ein Vorkommen liegen nicht vor. 

Biber. Die Art ist auf Gewässer mit ganzjährig ausreichender Wasserführung, Anbindung an ein 

Gewässersystem und Gehölznahrung im Uferbereich angewiesen. Das östlich angrenzende 

Kleingewässer ist ein isoliertes Soll ohne Anbindung an ein Fließgewässersystem. Im Umkreis von 

rund 500 m befinden sich keine weiteren Gewässer. Die nächstgelegenen Verbindungen sind 

zudem durch die Landstraße zerschnitten. Fraß- oder Bauspuren wurden bei der Begehung nicht 

beobachtet. Hinweise auf ein Vorkommen liegen nicht vor. 

Wolf. Nach den Daten des Landesamtes für Umwelt liegt das nächstgelegene bekannte Territorium 

rund 30 km entfernt (LFU 2025). Die Vorhabenfläche liegt am Siedlungsrand, ist kleinräumig und 

anthropogen überprägt; Hinweise auf Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der Art liegen nicht vor. Da 

der Wolf große Distanzen zurücklegt, ist eine gelegentliche Durchwanderung des Raums möglich. 

Sie löst jedoch keine Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG aus, da weder Lebensstätten 

in Anspruch genommen werden noch ein erhöhtes Tötungsrisiko entsteht. 

Fischotter. Die Art nutzt auch isoliert gelegene Kleingewässer, die sie über Landwechsel erreicht, 

sodass ein gelegentliches Aufsuchen des angrenzenden Solls nicht auszuschließen ist. Hinweise 

auf ein Vorkommen liegen jedoch nicht vor, und Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wurden im 

Untersuchungsraum nicht festgestellt. Da das Gewässer und seine Uferbereiche vom Vorhaben 

nicht in Anspruch genommen werden und keine neuen Barrieren entstehen. 

Sonstige streng geschützte Säugetierarten sind aufgrund der geringwertigen und anthropogen 

überprägten Habitatstrukturen nicht zu erwarten. Die genannten Arten werden daher im Kapitel zu 

den Umweltauswirkungen nicht vertiefend betrachtet. 

 

 

Fledermäuse 
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Eine Detektorkartierung oder eine gezielte Untersuchung der Gehölze auf Quartierstrukturen 

erfolgte nicht. Die Bewertung stützt sich daher auf die vorhandenen Habitatstrukturen. Die 

nachfolgenden Angaben zu einzelnen Arten sind als strukturbezogene Potenzialaussagen zu 

verstehen; Nachweise liegen nicht vor. 

Die ruderal geprägten Flächen und die randlichen Gehölzstrukturen können für siedlungstypische, 

anpassungsfähige Fledermausarten als Jagdhabitat dienen. Die Gras- und Ruderalvegetation 

begünstigt ein erhöhtes Insektenaufkommen und damit ein entsprechendes Nahrungsangebot. Die 

randlichen Gehölzreihen kommen zudem als Leitstrukturen in Betracht; eine tatsächliche Nutzung 

wurde mangels Erfassung nicht überprüft. 

Als potenziell vorkommend einzustufen sind insbesondere Zwergfledermaus (Pipistrellus 

pipistrellus) und Großer Abendsegler (Nyctalus noctula), die als häufige Arten des Siedlungsraums 

derartige Flächen regelmäßig zur Jagd nutzen. Vergleichbares gilt für die Mückenfledermaus 

(Pipistrellus pygmaeus) und das Braune Langohr (Plecotus auritus), die gehölzreiche Strukturen 

bevorzugen. Da unmittelbar östlich ein perennierendes Kleingewässer angrenzt, ist auch ein 

Auftreten gewässergebundener Arten wie der Wasserfledermaus (Myotis daubentonii) im Umfeld 

nicht auszuschließen. Die Vorhabenfläche selbst bietet für diese Arten jedoch kein bevorzugtes 

Jagdhabitat. 

Beim Quartierpotenzial ist zwischen den Beständen zu unterscheiden. Der junge Gehölzaufwuchs 

innerhalb der Eingriffsfläche weist aufgrund seiner geringen Stammstärke keine Höhlungen, 

Spalten oder abstehende Rinde auf; ein Quartierpotenzial besteht dort nicht. Die mittelalten 

Bestände in den Randbereichen könnten dagegen Quartierstrukturen aufweisen. Sie wurden nicht 

gezielt untersucht, bleiben nach derzeitigem Planungsstand jedoch ganz überwiegend erhalten. 

Lediglich im nördlichen Anschluss an die Straße entfallen einzelne Gehölze. Für diese ist eine 

Kontrolle unmittelbar vor den Fällarbeiten vorgesehen (001_VA-V). 

Insgesamt ist der Vorhabenfläche eine geringe bis mittlere Bedeutung als Jagd- und 

Transferhabitat beizumessen. Aussagen zu konkreten lokalen Populationen sind mangels 

Erfassung nicht möglich. Die Bewertung erfolgt daher auf Grundlage der Habitatausstattung und 

unter Annahme eines Vorkommens der genannten Arten. 

Reptilien 

Eine gezielte Reptilienerfassung, etwa durch Sichtbegehungen zu geeigneten Witterungszeiten 

oder das Auslegen künstlicher Verstecke, erfolgte nicht. Die Bewertung beruht daher auf den 

vorhandenen Habitatstrukturen. Die nachfolgenden Angaben sind als strukturbezogene 

Potenzialaussagen zu verstehen. Nachweise liegen nicht vor. 

Die Vorhabenfläche ist durch verdichtete Grasflächen, Pioniervegetation, jungen bis mittelalten 

Gehölzaufwuchs und randliche Saumstrukturen geprägt. Für die Zauneidechse (Lacerta agilis) sind 

damit grundsätzlich geeignete Teilhabitate vorhanden: sonnenexponierte, lückige 

Vegetationsbereiche als Sonnenplätze, Gras- und Gehölzstrukturen als Deckung sowie 

Übergangsbereiche zwischen offener und beschatteter Vegetation. Ein Vorkommen ist daher als 

möglich einzustufen, insbesondere in den südöstlichen Randbereichen. 

Ob die Fläche darüber hinaus als Fortpflanzungs- und Ruhestätte genutzt wird, konnte ohne 

Erfassung nicht geklärt werden. Die für die Eiablage erforderlichen offenen, grabbaren und 

sonnenexponierten Substrate sowie frostfreie Überwinterungsstrukturen sind auf den stark 

befahrenen und verdichteten Teilflächen nicht zu erwarten. In den randlichen, weniger 

beanspruchten Bereichen können solche Strukturen jedoch vorhanden sein. Eine dauerhafte 

Besiedlung wird daher als möglich, ein Vorkommensschwerpunkt angesichts der Nutzung als 

Lager- und Abstellfläche jedoch als unwahrscheinlich eingeschätzt. 

Aufgrund des unmittelbar östlich angrenzenden Kleingewässers mit Röhrichtsaum ist ein 

Vorkommen der Ringelnatter (Natrix natrix) nicht auszuschließen. Die Art ist an Gewässer mit 

strukturreichen Ufern gebunden und nutzt angrenzende Landlebensräume zur Nahrungssuche und 

als Sonnenplatz; das Gewässer und seine Uferbereiche bleiben vom Vorhaben unberührt. Ein 

Auftreten der Blindschleiche (Anguis fragilis) in den feuchteren, deckungsreichen Randbereichen 
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ist ebenfalls möglich. Für die Kreuzotter (Vipera berus) fehlen die charakteristischen Lebensräume; 

ein Vorkommen ist unwahrscheinlich. 

Aussagen zu konkreten lokalen Populationen sind mangels Erfassung nicht möglich. Die 

Bewertung erfolgt daher unter Annahme eines Vorkommens der genannten Arten. 

Amphibien 

Eine Erfassung von Amphibien, etwa durch Transektbegehungen, Reusenfang oder akustische 

Nachweise, wurde nicht durchgeführt. Die Bewertung erfolgt daher auf Grundlage der vorhandenen 

Habitatstrukturen; die nachfolgenden Angaben sind als strukturbezogene Potenzialaussagen zu 

verstehen. 

Als Laichgewässer kommt allein das östlich an den Vorhabenbereich angrenzende perennierende 

Kleingewässer mit seinen Röhrichtsäumen in Betracht. Der Vorhabenbereich selbst weist keine 

Gewässerstrukturen und damit kein Laichpotenzial auf. 

Zu erwarten sind Arten, die derartige beschattete Kleingewässer mit Verlandungsvegetation 

besiedeln, insbesondere Grasfrosch (Rana temporaria), Erdkröte (Bufo bufo) und Teichmolch 

(Lissotriton vulgaris). Vorkommen streng geschützter Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 

können ohne Erfassung nicht ausgeschlossen werden. Die Habitatausstattung lässt sie jedoch 

nicht erwarten. 

Die östlich angrenzenden Gehölzbestände mit Wurzelbereichen und Bodendeckung kommen als 

Sommerlebensraum und als Winterquartier in Betracht. Der Vorhabenbereich kann als Teil des 

Landlebensraums sowie als Wanderstrecke zwischen Laichgewässer und angrenzenden 

Habitaten genutzt werden; die verdichteten, strukturarmen Flächen lassen eine Nutzung als 

Winterquartier jedoch nicht erwarten. 

Vorsorglich wird von einem Vorkommen der genannten Arten ausgegangen. Die 

Vermeidungsmaßnahmen sind entsprechend artengruppenbezogen ausgelegt und nicht an den 

Nachweis einzelner Arten gebunden. 

Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt umfasst die Vielfalt der Lebensräume, der Arten und die genetische Vielfalt 
innerhalb der Arten. Für die genetische Vielfalt fehlen nach derzeitigem Kenntnisstand praktikable 
Erfassungs- und Bewertungsmethoden auf dieser Planungsebene. Sie wird daher nicht gesondert 
betrachtet. 

Der Vorhabenbereich weist eine geringe Vielfalt an Biotoptypen und Arten auf. Er wird von 
verdichteten Grasflächen, jungem Gehölzaufwuchs und Ruderalvegetation geprägt. Das 
Artenspektrum setzt sich aus häufigen, weit verbreiteten Arten nährstoffreicher und gestörter 
Standorte zusammen. Alt- und Totholz, Gewässerstrukturen sowie magere oder blütenreiche 
Sonderstandorte fehlen. 

Eine höhere Bedeutung kommt den angrenzenden Bereichen zu. Das östlich gelegene 
perennierende Kleingewässer mit Schilf-Röhricht sowie die randlichen Gehölzbestände bieten 
Habitatstrukturen für Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und für europäische Vogelarten. 
Diese Strukturen werden vom Vorhaben nicht in Anspruch genommen und bleiben erhalten. 

Insgesamt liegt der Vorhabenbereich in einer durch Siedlungs- und Verkehrsflächen sowie 
landwirtschaftliche Nutzung anthropogen überprägten Landschaft, in der die angrenzenden 
Feuchtbiotope eine vergleichsweise hohe Bedeutung für die biologische Vielfalt besitzen. 

2.3 Fläche/ Boden  

Der vorherrschende Boden besteht überwiegend aus Braunerde-Fahlerden und Fahlerden, 

ergänzt durch gering verbreitete pseudovergleyte Braunerde-Fahlerden aus Lehmsand. Im 

Vorhabenbereich herrscht lehmiger Sand vor. 
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Der Boden weist keine Vorbelastung auf. Hierzu wird auf das Schreiben des Amts Barnim 

verwiesen. Im Zusammenhang mit Aushub oder gefährlichen Abfällen werden keine weiteren 

Angaben gemacht. 

Der Vorhabenbereich ist überwiegend unversiegelt. Lediglich ein rund 80 m² großer, mit 

Betonplatten befestigter Weg im westlichen Randbereich ist bereits versiegelt. 

2.4 Wasser  

Grundwasser bildet den unterirdischen Teil des Wasserkreislaufs und entsteht überwiegend aus 

versickerndem Niederschlagswasser, das in der Sättigungszone der Böden durch wasserstauende 

Schichten gelenkt wird. Es stellt nicht nur eine zentrale Süßwasserressource für Menschen, Tiere 

und Pflanzen dar, sondern speist auch zahlreiche Ökosysteme wie Flüsse, Seen, Moore und 

Feuchtwiesen. Zugleich fungiert es als eigenständiger Lebensraum mit einer Vielzahl 

spezialisierter Mikroorganismen und Kleinstlebewesen, die äußerst sensibel auf Störungen 

reagieren. Neben seiner ökologischen Bedeutung erfüllt das Grundwasser wesentliche Funktionen 

wie die Bereitstellung von Trink- und Nutzwasser, den Transport von Mineralstoffen, 

Selbstreinigungsprozesse sowie eine regulierende Rolle im Wasser- und Klimahaushalt. Diese 

Funktionen bilden die Grundlage für vielfältige, vom Menschen genutzte Ökosystemleistungen in 

Landwirtschaft, Industrie und Naturschutz (RIEDEL & NOLTE 2021). 

Oberflächengewässer und Fließgewässer sind im Vorhabengebiet nicht vorhanden. Unmittelbar 

östlich angrenzend befindet sich ein naturnahes, perennierendes Kleingewässer (Stillgewässer), 

welches kleiner als 1 ha groß ist.  

Das nächstgelegene Fließgewässer, die Wuhle, liegt südöstlich des Vorhabengebietes. Ebenso 

südlich des Vorhabengebietes verläuft der Mehrower Graben. 

Grundwasser 

Die nächstgelegene Grundwassermessstelle befindet sich im Ortsteil Eiche in der Dorfstraße. Der 

zuletzt aktualisierte Grundwasserstand (20.04.2026) beträgt 364 cm unter Geländeoberkante 

(GOK). Der Mittelwert der Grundwasserstände in Eiche beträgt für den Zeitraum von 1981 bis 2025 

330 cm unter GOK. Nach Auskunft der Auskunftsplattform Wasser für das Land Brandenburg liegt 

das Vorhabengebiet nicht in einem Wasserschutzgebiet. 

2.5 Klima und Luft  

Der Vorhabenbereichliegt in einem Siedlungsbereich, der durch Gebäude sowie einen 

benachbarten Solarpark geprägt ist. Es handelt sich nicht um einen wichtigen Funktionsraum für 

die Kaltluftentstehung in der Region. Aufgrund der bestehenden Bauwerke und voll- bzw. 

teilversiegelten Flächen ist die klimaregulatorische Wirkung, die zu lokal begrenzten 

Temperaturschwankungen im Tages- und Jahresverlauf führen könnte, als unbedeutend 

einzustufen.  

2.6 Landschaftsbild  

Die Morphologie der Landschaft im Bereich des Vorhabenbereichs ist eher flach. Das 

Vorhabenbereich liegt etwa 57 m über NHN. Nach Westen bzw. Süden wird es durch Gehölze 

sowie einen Feldweg begrenzt. In Richtung Osten schließt sich ein Kleingewässer an, dahinter 

liegen eine landwirtschaftlich genutzte Fläche sowie ein Solarpark. Nach Norden grenzt eine 

Wohnbebauung mit Gartenanlagen an. 

Der Vorhabenbereich ist nicht direkt von der Eichener Chaussee einsehbar. Aus südlicher Richtung 

besteht von der Eichener Chaussee aus eine kleinräumige Sichtbeziehung zum Vorhabenbereich, 

die jedoch durch vorhandene Gehölze und Wohnbebauung stark eingeschränkt wird. Um eine 

direkte Einsicht in die Fläche zu erhalten, muss in die Straße Zur Tränke abgebogen werden. Die 
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Einsehbarkeit von der Hauptverkehrsstraße ist somit sehr eingeschränkt, weshalb keine 

nennenswerten Sichtbeziehungen zum Vorhabenbereich bestehen. 

Die Bedeutung des Vorhabenbereichs für das Orts- und Landschaftsbild wird insgesamt als gering 

eingestuft. 

2.7 Kultur- und sonstige Sachgüter  

Unmittelbar im Vorhabenbereich befinden sich keine Bodendenkmäler. Im Ort befinden sich 

mehrere Bodendenkmäler, z. B. der Dorfkern sowie Siedlungen aus der römischen Kaiserzeit und 

dem slawischen Mittelalter.  

Im Vorhabenbereich selbst liegen keine denkmalgeschützte Bereiche im Sinne des Schutzgutes 

„kulturelles Erbe“ vor. Auch Sachgüter wie z. B. technische Bauwerke sowie Vorranggebiete und 

Vorbehaltsgebiete für die Land- und Forstwirtschaft, Rohstoffgewinnung etc. sind im 

Vorhabenbereich des Bebauungsplanes nicht bekannt.  

Angrenzend an den Vorhabenbereich schließt sich ein gem. § 30 BNatSchG geschütztes Biotop 

an. Geschützte Bäume sind im Vorhabensbereich nicht anzutreffen.  

2.8 Wechselwirkungen zwischen den Umweltbelangen 

Im Rahmen der Umweltprüfung sind nicht nur die unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen auf 

die einzelnen Schutzgüter zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten, sondern auch deren 

Wechselwirkungen. Hierbei sind die Auswirkungen, die bereits für die einzelnen Schutzgüter 

beschrieben wurden, nicht zu wiederholen (z. B. Versiegelung → Verlust von Bodenfunktionen → 

Verlust eines Pflanzenstandortes → Lebensraumverlust → Verlust von landschaftsbildprägenden 

Strukturen → Beeinträchtigung der Erholungseignung), sondern vielmehr entscheidungsrelevante 

Auswirkungen auf Bereiche mit besonders intensiven Wechselwirkungen herauszuarbeiten.  
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3 Entwicklung des Vorhabenbereichs bei Nicht-Durchführung der 

Planung  

Der Flächennutzungsplan stellt die Fläche überwiegend als Mischbaufläche und in einem kleinen 

Teilbereich als Fläche für die Landwirtschaft dar. Als vorbereitender Bauleitplan begründet er 

jedoch kein Baurecht. Die Fläche ist bauplanungsrechtlich weiterhin dem Außenbereich nach § 35 

BauGB zuzuordnen. Ob und wann die Darstellung durch eine verbindliche Bauleitplanung oder 

eine anderweitige Zulassung umgesetzt würde, ist offen. Eine solche Entwicklung ist daher nicht 

Gegenstand dieser Prognose. 
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4 Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter  

Im Folgenden werden die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die 

Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG ermittelt, beschrieben und bewertet. Betrachtet werden 

Menschen einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische 

Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie das kulturelle Erbe und sonstige 

Sachgüter einschließlich der Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgütern. 

Maßgeblich für die Beurteilung der Erheblichkeit sind die in Anlage 6 UVPG genannten Merkmale 

der möglichen Auswirkungen, insbesondere Umfang und räumliche Ausdehnung, 

Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Reversibilität sowie ein etwaiges kumulatives 

Zusammenwirken. Die Auswirkungen werden getrennt nach bau-, anlage- und betriebsbedingten 

Wirkungen dargestellt. 

4.1 Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit  

Baubedingte Auswirkungen 

Während der Bauzeit entstehen durch die Errichtung der Gebäude temporäre Emissionen von 

Lärm, Staub und Abgasen. Nächtliche Bautätigkeiten und eine nächtliche Baustellenbeleuchtung 

sind nicht vorgesehen. 

Die Emissionen treten weder innerhalb eines Arbeitstages noch über die Bauzeit hinweg 

gleichmäßig auf, sondern konzentrieren sich auf einzelne Arbeitsvorgänge wie Erdarbeiten und 

Materialanlieferung. Da die Arbeiten ausschließlich werktags während der Tagzeit stattfinden, sind 

die Anforderungen der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV 

Baulärm) voraussichtlich eingehalten. Angesichts der geringen Größenordnung des Vorhabens, 

drei Einfamilienhäuser, und der zeitlichen Befristung der Bauarbeiten sind erhebliche 

Auswirkungen auf die Gesundheit und das Wohlbefinden der Bewohner der umliegenden 

Wohnbebauung nicht zu erwarten. 

Staubemissionen bei Erdarbeiten werden bei trockener Witterung durch Befeuchtung der 

Fahrwege und Lagerflächen gemindert. 

Der Baustellenverkehr wird über die Eichener Chaussee und die Straße „Zur Tränke" geführt. 

Alternative Verkehrsführungen stehen nicht zur Verfügung. Die zusätzliche Verkehrsbelastung 

beschränkt sich auf die Bauzeit und fällt bei einem Vorhaben dieser Größenordnung gering aus. 

Anlagebedingte Auswirkungen 

Anlagebedingt wirken die baulichen Anlagen auf das Landschaftsbild und damit mittelbar auch auf 

die Erholungs- und Wohnumfeldfunktion. Da die Gebäude in Höhe, Bauweise und Materialität der 

umgebenden Wohnbebauung entsprechen und die bestehende Siedlungskante fortführen, 

entsteht keine Beeinträchtigung des Wohnumfelds. Die Darstellung erfolgt im Übrigen in Kapitel 

4.7 „Landschaftsbild". 

Öffentlich zugängliche Erholungsflächen oder Wegeverbindungen werden durch das Vorhaben 

nicht in Anspruch genommen oder unterbrochen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingt sind allein die Wirkungen einer Wohnnutzung zu betrachten. Es handelt sich um 

wohngebietstypische Emissionen aus dem privaten Hausgebrauch, etwa durch Gartengeräte oder 

die Wärmeversorgung. 

Das zusätzliche Verkehrsaufkommen von drei Wohneinheiten ist gering und geht in der 

Vorbelastung durch die vorhandene Wohnbebauung und den Verkehr auf der Eichener Chaussee 

auf. Die Erschließung erfolgt über die vorhandene Anbindung. Neue Erschließungsanlagen sind 

nicht erforderlich. 
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Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche 

Gesundheit, sind daher nicht zu erwarten. 

 

4.2 Schutzgebiet  

Das Vorhaben liegt vollständig außerhalb aller festgesetzten Schutzgebiete. Die kürzeste 

Entfernung zwischen der Vorhabengrenze und der Grenze des nächstgelegenen Schutzgebietes, 

des Landschaftsschutzgebietes (LSG) „Südostniederbarnimer Weiherketten“ (3447-601), beträgt 

rund 1,5 km in Richtung Osten. 

Das nächstgelegene Flora-Fauna-Habitat-Gebiet (FFH-Gebiet) „Langes Elsenfließ und 

Wegendorfer Mühlenfließ“ (DE 3448-301) befindet sich in einer Entfernung von 8 km in Richtung 

Osten.  

Weitere internationale und nationale Schutzgebiete liegen zu weit entfernt, um von Auswirkungen 

des Bauvorhabens betroffen zu sein. 

Da das Vorhaben außerhalb des Vorhabenbereichs der LSG-Verordnung liegt, gelten deren 

Verbote nach § 3 hier nicht. Eine Erlaubnis oder Befreiung ist nicht erforderlich. Das LSG ist jedoch 

als Schutzkriterium nach Anlage 3 Nr. 2.3.5 UVPG in die Betrachtung einzustellen. Maßgeblich ist 

der Schutzzweck nach § 2 Abs. 3 der LSG-VO, der auf die „Sicherung des Gebiets als 

Erholungsraum […] für eine ökologisch verträgliche Erholungsnutzung" gerichtet ist. Zu prüfen ist 

daher, ob vom Vorhaben ausgehende Wirkungen, insbesondere Schall-, Licht-, Staub- und 

Schadstoffimmissionen sowie visuelle Wirkungen, bis in das Schutzgebiet hineinreichen und der 

dort zu sichernden Erholungsnutzung entgegenstehen können. 

Baubedingte Auswirkungen 

Baubedingt treten Schallemissionen durch Baumaschinen und Baustellenverkehr, 

Staubemissionen durch Erdarbeiten sowie Abgasemissionen auf. Alle Wirkungen treten 

ausschließlich werktags während der Tagzeit auf. 

Angesichts der geringen Intensität des Bauvorhabens von drei Einfamilienhäusern, der 

zusätzlichen Abschirmung durch die vorhandenen Gehölzstreifen und des Einsatzes 

handelsüblicher Baumaschinen sind im Schutzgebiet keine wahrnehmbaren Zusatzbelastungen zu 

erwarten. Baubedingte Staubemissionen wirken erfahrungsgemäß nur über wenige Hundert Meter 

und erreichen das Schutzgebiet nicht. Eine nächtliche Baustellenbeleuchtung ist nicht vorgesehen. 

Erhebliche baubedingte Beeinträchtigungen des Landschaftsschutzgebietes sind daher 

auszuschließen.  

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Anlagebedingt kommt es zur in Anspruchnahme von rund 502 m² sowie zur Errichtung von drei 

Baukörpern. Sämtliche Flächeninanspruchnahmen erfolgen außerhalb des Schutzgebietes. Ein 

Flächenentzug, eine Zerschneidung oder eine Beeinträchtigung von Funktionsbeziehungen des 

Biotopverbunds (§ 21 BNatSchG) zum Schutzgebiet findet nicht statt. 

Die Baukörper schließen unmittelbar an die bestehende Ortsrandbebauung an und treten in Höhe 

und Bauweise nicht über den vorhandenen Siedlungsrand hinaus. Eine Sichtbeziehung zwischen 

dem Vorhaben und dem Schutzgebiet besteht nicht. Aufgrund der Entfernung von rund 1,5 km, der 

geringen Bauhöhe und der Vorbelastung durch die angrenzende Wohnbebauung ist eine 

Veränderung des vom Schutzgebiet aus erlebbaren Landschaftsbild nicht in erheblichem Umfang 

zu erwarten. 

Erhebliche anlagebedingte Beeinträchtigungen des Landschaftsschutzgebietes sind daher 

auszuschließen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 
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Betriebsbedingt ist allein die Wohnnutzung zu betrachten. Drei Wohneinheiten erzeugen keinen 

erheblichen Anstieg des Verkehrs. Aufgrund der vorhandenen Erschließung ist dadurch keine 

erhebliche Zusatzbelastung für das Schutzgebiet zu erwarten. Die Wärmeversorgung verursacht 

keine relevanten Schadstoffemissionen. Die Außenbeleuchtung wird insektenfreundlich ausgeführt 

(warmweiß ≤ 3.000 K, abgeschirmt, nach unten gerichtet) und reicht nicht bis in das Schutzgebiet. 

Eine spürbare Zunahme des Erholungsdrucks ist bei drei Wohneinheiten nicht zu erwarten. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Landschaftsschutzgebiet und sonstige Schutzgebiete 

sind bau-, anlage- und betriebsbedingt nicht zu erwarten. 

4.3 Tiere, Pflanzen und ihre biologische Vielfalt  

4.3.1 Biotope  

Baubedingte Auswirkungen 

Baubedingt werden Gras- und Staudenfluren sowie junge Gehölzbestände in Anspruch 

genommen. Die Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen werden innerhalb der künftigen 

Baufelder sowie auf der bereits als Lager- und Abstellfläche genutzten, verdichteten Grasfläche 

eingerichtet. Eine Inanspruchnahme darüber hinausgehender Flächen erfolgt nicht. 

Die entlang der nördlichen bis westlichen Grenze verlaufenden heimischen Gehölze mittleren 

Alters bleiben bis auf den unmittelbar an der Straße gelegenen Bestand erhalten. Zu ihrem Schutz 

vor baubedingten Beeinträchtigungen werden Schutzzäune nach RAS-LP 4 errichtet (005_V). Alle 

vorübergehend beanspruchten, unversiegelt verbleibenden Flächen werden nach Abschluss der 

Bauarbeiten tiefengelockert und rekultiviert (009_V). 

Angrenzende geschützte Biotope. Östlich angrenzend befinden sich ein Schilf-Röhricht sowie ein 

perennierendes Kleingewässer, die nach § 30 Abs. 2 BNatSchG in Verbindung mit § 18 

BbgNatSchAG gesetzlich geschützt sind. Die kürzeste Entfernung zur Grenze des 

Vorhabenbereichs beträgt rund 5 bis 10 m und wird durch bestehende Gehölze getrennt. 

Durch die Anpassung der Vorhabenabgrenzung (007_V) liegen beide Biotope vollständig 

außerhalb des Vorhabenbereichs sowie außerhalb sämtlicher Bau-, Baustelleneinrichtungs- und 

Lagerflächen. Eine unmittelbare Flächeninanspruchnahme findet nicht statt. Da § 30 Abs. 2 

BNatSchG auch mittelbare Einwirkungen erfasst, wurden folgende Wirkpfade geprüft: 

Wassergefährdende Stoffe: Betankung, Wartung und Lagerung erfolgen ausschließlich auf 

befestigten Flächen im westlichen Vorhabenbereich; Bindemittel werden auf der Baustelle 

vorgehalten. 

Staubeintrag: Bei trockener Witterung werden Fahrwege und Lagerflächen befeuchtet. 

Mechanische Beeinträchtigung: Ein Befahren oder Betreten der Biotopflächen ist untersagt. Die 

Grenze wird vor Baubeginn im Gelände dauerhaft markiert und während der Bauzeit durch die 

Ökologische Baubegleitung kontrolliert. 

Bei Umsetzung dieser Maßnahmen sind erhebliche baubedingte Beeinträchtigungen der 

geschützten Biotope nicht zu erwarten. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Anlagebedingt werden rund 502 m² neu in Anspruch genommen, davon rund 162 m² vollversiegelt 

durch die Gebäude und rund 240 m² teilversiegelt durch Nebenanlage wie Terrassen und 

Zufahrten. Betroffen sind eine einschichtige Baumgruppe aus jungem Aufwuchs von Pappel, Birke 

und Spitzahorn sowie Gras- und Staudenflur sowie ein versiegelter Weg. Aufgrund des jungen 

Altersstadiums, der artenarmen Zusammensetzung mit hohem Anteil an Ruderal- und 

Neophytenarten und der Vorprägung durch Befahrung und Materiallagerung ist die ökologische 

Wertigkeit dieser Bestände als gering bis mittel einzustufen. Die westlich angepflanzte Baumreihe 

aus Thuja bleibt nach derzeitigem Planungsstand erhalten. 



 UMWELTAUSWIRKUNGEN   

 

Strategische Umweltprüfung    18 

Wasserhaushalt der geschützten Biotope. Das Kleingewässer und das Röhricht sind auf einen 

ausreichenden Wasserzustrom angewiesen. Durch die in Anspruchnahme von 502 m² verringert 

sich die Versickerungsfläche im westlichen Teil des Grundstücks. Das anfallende 

Niederschlagswasser wird jedoch vollständig innerhalb des Vorhabenbereichs versickert und dem 

oberflächennahen Grundwasser wieder zugeführt. 

Eine Verkleinerung, Zerschneidung oder qualitative Veränderung der geschützten Biotope tritt 

anlagebedingt nicht ein. Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erfolgt in Kapitel 5.1. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingt entstehen durch die Wohnnutzung Garten- und Freiflächen, die an den 

Gehölzbestand vor den geschützten Biotopen angrenzen. Daraus können sich Randeffekte 

ergeben, die auf die Biotope einwirken.  

Der im östlichen Randbereich stockende Gehölzbestand bleibt erhalten und wirkt als dauerhafter 

Puffer zwischen der künftigen Wohnnutzung und den geschützten Biotopen. Der Abstand zwischen 

der Grenze der Wohnbauflächen und dem Schilf-Röhricht beträgt rund 5 bis 10 m. 

Zur Vermeidung betriebsbedingter Randeffekte auf die angrenzenden geschützten Biotope ist der 

östliche Grenzbereich von intensiver gärtnerischer Nutzung freizuhalten. Untersagt sind dort 

insbesondere die Ausbringung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie die Ablagerung von 

Gartenabfällen. Der vorhandene Gehölzbestand bleibt als Puffer erhalten. Die Festsetzung ist als 

Nebenbestimmung in die Zulassungsentscheidung aufzunehmen. Die konkrete Ausgestaltung wird 

mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. 

Unter diesen Voraussetzungen sind erhebliche betriebsbedingte Beeinträchtigungen der 

geschützten Biotope sowie der verbleibenden Gehölzbestände nicht zu erwarten. 

4.3.2 Pflanzen 

Aufgrund der ruderalisierten und stark anthropogen überprägten Standortstrukturen sowie der 

isolierten Lage des Vorhabenbereichs ist ein Vorkommen der nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

geschützten Pflanzenarten, auch unter Berücksichtigung der Seltenheit der betreffenden Arten 

sowie ihrer spezifischen Lebensraumansprüche, von vornherein als unwahrscheinlich einzustufen. 

Im Rahmen der durchgeführten Kartierungen konnte dementsprechend keine der 8 relevanten 

Arten nachgewiesen werden, sodass ein Vorkommen mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen 

werden kann. 

Eine Beeinträchtigung von Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie ist somit 

auszuschließen. 

4.3.3 Fauna/ Tiere  

Baubedingte Auswirkungen 

Die mit den Bauarbeiten verbundene temporäre Flächennutzung sowie temporäre stoffliche 

Einwirkungen und mögliche Tötungen bzw. Verletzungen von Tieren durch den Baustellenbetrieb 

können zu einem vorübergehenden oder sogar dauerhaften Verlust von Lebensraumfunktionen für 

Tiere sowie zu Verletzungen und Tötung der Tiere führen. Betrachtet werden dabei die 

Flächeninanspruchnahmen im Baufeld und im Bereich der BE-Flächen. 

Temporäre Flächeninanspruchnahme von Tierlebensräumen 

Vögel 

Nach der Potenzialabschätzung sind überwiegend siedlungstypische Frei-, Strauch- und 

Baumbrüter zu erwarten. Streng geschützte oder ausgeprägt störungsempfindliche Arten sind 

aufgrund der Habitatausstattung unwahrscheinlich. 

Beansprucht werden verdichtete Grasflächen und junger Gehölzaufwuchs. Die randlichen 

Gehölzbestände, die das höherwertige Brutplatzangebot darstellen, bleiben bis auf einen kleinen 
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Abschnitt im nördlichen Anschluss an die Straße erhalten. Der Verlust an Brut- und 

Nahrungshabitat beschränkt sich damit auf einen geringen Flächenanteil. 

Die Baufeldfreimachung erfolgt außerhalb der Brutzeit (002_VA-V), sodass aktuell genutzte Nester 

und Gelege nicht beseitigt werden. Da die betroffenen Strukturen kleinflächig sind und im 

unmittelbaren Umfeld gleichartige Gehölz- und Saumstrukturen in ausreichendem Umfang zur 

Verfügung stehen, ist davon auszugehen, dass betroffene Brutpaare auf angrenzende Bereiche 

ausweichen können. Ob und in welchem Umfang einzelne Brutreviere betroffen sind, konnte 

mangels Brutvogelkartierung nicht ermittelt werden. Angesichts des geringen Umfangs der 

Inanspruchnahme und der Häufigkeit der zu erwartenden Arten ist eine Verschlechterung des 

Erhaltungszustands der lokalen Populationen jedoch nicht anzunehmen. 

Fledermäuse 

Der junge Gehölzaufwuchs im Eingriffsbereich weist aufgrund seiner geringen Stammstärke keine 

Höhlungen, Spalten oder abstehende Rinde auf; ein Quartierpotenzial besteht dort nicht. Die 

mittelalten Randbestände, für die ein Quartierpotenzial nicht ausgeschlossen werden kann, bleiben 

nach derzeitigem Planungsstand ganz überwiegend erhalten. Lediglich im nördlichen Anschluss 

an die Straße entfallen einzelne Gehölze. Für diese ist eine Kontrolle auf Quartierstrukturen 

unmittelbar vor den Fällarbeiten vorgesehen (001_VA-V). Werden Quartiere festgestellt, sind die 

Arbeiten einzustellen und das weitere Vorgehen mit der unteren Naturschutzbehörde 

abzustimmen. 

Das östlich angrenzende Kleingewässer und die randlichen Gehölzreihen, die als Jagdhabitat und 

potenzielle Leitstrukturen in Betracht kommen, werden nicht in Anspruch genommen. Der 

baubedingte Verlust beschränkt sich damit auf einen kleinflächigen Anteil des potenziellen 

Jagdhabitats. Da im Umfeld gleichartige Strukturen erhalten bleiben, ist ein Verlust von 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten. 

Reptilien  

Für die Zauneidechse (Lacerta agilis), die Ringelnatter (Natrix natrix) und die Blindschleiche 

(Anguis fragilis) bietet der Vorhabenbereich potenziell geeignete Teilhabitate, insbesondere in den 

südöstlichen Randbereichen. Ob die Fläche als Fortpflanzungs- oder Ruhestätte genutzt wird, 

konnte ohne Erfassung nicht geklärt werden. 

Die Inanspruchnahme des Baufeldes und der Baustelleneinrichtungsflächen führt zu einem 

vorübergehenden Verlust dieser Teilhabitate. Angrenzend bleiben die Saumstrukturen entlang der 

östlichen und nördlichen Grenze sowie die Uferbereiche des Kleingewässers erhalten und stehen 

weiterhin zur Verfügung. Da der beanspruchte Bereich durch Befahrung und Materiallagerung stark 

vorbelastet ist, ist dort ein Vorkommensschwerpunkt unwahrscheinlich. Vorsorglich wird das 

Baufeld gleichwohl so behandelt, als sei es besiedelt. Die entsprechenden 

Vermeidungsmaßnahmen sind in Kapitel 5 dargestellt. 

Amphibien  

Das östlich angrenzende perennierende Kleingewässer als Laichgewässer wird durch das 

Vorhaben nicht in Anspruch genommen. Die Abgrenzung des Vorhabenbereichs wurde hierauf 

abgestimmt (007_V), sodass weder das Gewässer noch seine Uferbereiche innerhalb der Bau-, 

Baustelleneinrichtungs- oder Lagerflächen liegen. Ein direkter Verlust von Fortpflanzungsstätten 

tritt damit nicht ein. 

Zu unterscheiden ist davon der Landlebensraum. Die beanspruchten Flächen können als 

Sommerlebensraum oder als Teil der Wanderstrecke zwischen Laichgewässer und Landhabitat 

genutzt werden. Der Verlust beschränkt sich auf einen kleinen Flächenanteil. Angrenzend bleiben 

die Gehölz- und Saumstrukturen erhalten, sodass Ausweichmöglichkeiten bestehen. 

Winterquartiere sind auf den verdichteten, strukturarmen Flächen des Baufeldes nicht zu erwarten. 

Wirbellose 
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Im Eingriffsbereich fehlen Habitatstrukturen, die für artenschutzrechtlich relevante Wirbellose von 

Bedeutung sind. Alt- und Totholz sowie Bäume mit Mulmhöhlen sind nicht vorhanden. Die 

betroffenen Gehölze weisen ein junges Altersstadium mit geringen Stammdurchmessern auf. 

Vorkommen holzbewohnender Käferarten wie Eremit (Osmoderma eremita) oder Heldbock 

(Cerambyx cerdo), die auf alte, anbrüchige Laubbäume angewiesen sind, sind daher nicht zu 

erwarten. Magere oder blütenreiche Sonderstandorte, an die die artenschutzrechtlich relevanten 

Tagfalterarten gebunden sind, fehlen ebenfalls. 

Libellen sind für ihre Larvalentwicklung auf Gewässer angewiesen. Das angrenzende 

Kleingewässer kommt als Entwicklungsgewässer in Betracht, wird jedoch nicht in Anspruch 

genommen. Die beanspruchten Flächen können allenfalls als Jagd- und Reifungshabitat adulter 

Tiere dienen. Angesichts des geringen Flächenumfangs und der im Umfeld verbleibenden 

Strukturen ist eine Beeinträchtigung nicht zu erwarten. 

Für die verbreiteten, ungefährdeten Arten der Gras-, Stauden- und Gehölzbestände ergibt sich ein 

kleinflächiger Lebensraumverlust, der aufgrund des Umfangs und der Ausweichmöglichkeiten im 

Umfeld nicht erheblich ist. 

Tötung und Verletzung von Tieren durch Baufeldfreimachung / Baustellenbetrieb 

Vögel 

Im Zuge des Bauvorhabens kommt es zur Inanspruchnahme von Biotopstrukturen, wodurch 

grundsätzlich das Risiko einer Tötung oder Verletzung von Individuen besteht. Die festgelegte 

Bauzeitenregelung (002_VA-V) stellt jedoch sicher, dass auch im Fall einer spontanen 

Revierbildung oder eines Nestbaus anpassungsfähiger Arten im Baufeld keine Tötungen oder 

Verletzungen zu befürchten sind.  

Kollisionen mit Baumaschinen und -fahrzeugen sind zudem nicht zu erwarten, da Vögel über eine 

ausreichende Beweglichkeit verfügen, um sich vor den vergleichsweisen langsamen Fahrzeugen 

rechtzeitig in Sicherheit zu bringen. 

Fledermäusen 

Die im Eingriffsbereich vorhandenen Gehölze sind überwiegend jung. Quartierstrukturen wie 

Höhlungen, Spalten oder abstehende Rinde wurden bei der Begehung nicht festgestellt. 

Da sich solche Strukturen bis zum Baubeginn neu bilden können, werden die zur Entnahme 

vorgesehenen Gehölze, insbesondere im nördlichen Grenzbereich, unmittelbar vor Beginn der 

Fällarbeiten durch eine fachkundige Person auf potenzielle Quartierstrukturen und einen aktuellen 

Besatz kontrolliert (001_VA-V). Werden Quartiere bzw. Hinweise auf einen Besatz festgestellt, sind 

die Arbeiten einzustellen und das weitere Vorgehen mit der unteren Naturschutzbehörde 

abzustimmen. 

Die Fällarbeiten erfolgen zudem in einem Zeitraum, in dem Fledermäuse mobil sind und potenziell 

genutzte Quartiere selbstständig verlassen können. Eine Tötung oder Verletzung ruhender Tiere 

wird dadurch vermieden. 

Kollisionen mit Baumaschinen und Baufahrzeugen sind nicht zu erwarten, da die Bauarbeiten 

tagsüber und damit überwiegend außerhalb der Aktivitätszeit von Fledermäusen stattfinden. 

Ein signifikant erhöhtes Tötungs- und Verletzungsrisiko ist unter Berücksichtigung der 

vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen damit auszuschließen. 

Reptilien 

Das Baufeld und die Baustelleneinrichtungsflächen bieten aufgrund der Vorbelastung durch 

Befahrung und Materiallagerung nur suboptimale Habitatbedingungen. Ein 

Vorkommensschwerpunkt der Zauneidechse (Lacerta agilis) ist dort nicht zu erwarten. Die 

strukturreicheren Bereiche liegen im südöstlichen Randbereich außerhalb des Baufeldes. 
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Zur Vermeidung von Tötungen und Verletzungen wird vor Beginn der Aktivitätsperiode, spätestens 

bis Ende Februar, ein Reptilienschutzzaun errichtet (010_VA-V), der ein Einwandern in den 

Baustellenbereich ausschließt. Frostfreie Überwinterungsstrukturen wie Lockerbodenbereiche, 

Kleinsäugerbaue oder Totholz- und Steinstrukturen sind im Baufeld aufgrund der 

Bodenverdichtung nicht vorhanden, sodass mit überwinternden Individuen nicht zu rechnen ist. 

Vorsorglich wird die eingezäunte Fläche zu Beginn der Aktivitätsperiode kontrolliert. 

Die Umsetzung wird durch die Ökologische Baubegleitung überwacht. Ein signifikant erhöhtes 

Tötungs- und Verletzungsrisiko ist damit auszuschließen. 

Amphibien 

Ausgehend vom östlich angrenzenden Kleingewässer sind Wanderbewegungen über die 

Baustelleneinrichtungsflächen und das Baufeld möglich. Ohne Schutzmaßnahmen bestünde ein 

Risiko der Tötung oder Verletzung durch Baufahrzeuge und Baumaschinen sowie durch das 

Verfüllen von Fahrspuren und Baugruben. 

Zur Vermeidung wird das Baufeld vor Beginn der Bauarbeiten mit einem Amphibienschutzzaun 

eingefasst (008_VA-V). Der Zaun wird ausschließlich entlang der zum Gewässer gerichteten 

Baufeldgrenze geführt und sperrt keine durchgehende Wanderbeziehung ab. Die Verbindungen 

zwischen Laichgewässer und den angrenzenden Landlebensräumen bleiben nutzbar. 

Die Errichtung erfolgt vor Beginn der Frühjahrswanderung. Vor dem Schließen des Zauns wird die 

eingezäunte Fläche kontrolliert. Angetroffene Individuen werden außerhalb des Zauns in geeignete 

Habitate verbracht (östlich angrenzendes Kleingewässer). 

Temporäre nicht-stoffliche Einwirkungen (Lärm, visuelle Reize, Erschütterungen) / 

Baustellenkulisse 

Vögel  

Nach der Potenzialabschätzung ist mit Brutvorkommen siedlungstypischer Arten in den randlichen 

Gehölzbeständen und in der angrenzenden Bebauung zu rechnen. Ob und wo sich Brutreviere im 

Wirkbereich befinden, konnte mangels Brutvogelkartierung nicht ermittelt werden; vorsorglich wird 

von Vorkommen innerhalb der artspezifischen Fluchtdistanzen ausgegangen. 

Während der Bauzeit können Baulärm, Erschütterungen und optische Reize durch 

Bewegungsunruhe von Fahrzeugen und Personal auf diese Bereiche einwirken. Die Wirkungen 

sind temporär befristet. Die zu erwartenden Arten sind überwiegend störungstolerant und bereits 

an die Vorbelastung durch die angrenzende Wohnbebauung und den Verkehr auf der Eichner 

Chaussee gewöhnt. 

Da die Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeit erfolgt (002_VA-V), setzt der intensivste 

Bauabschnitt vor Beginn der Brutperiode ein. Ein Abbruch bereits begonnener Bruten ist damit 

nicht zu erwarten. Für Bruten, die während der Bauzeit im Umfeld begonnen werden, ist von einer 

Gewöhnung an den fortlaufenden Baubetrieb auszugehen. 

Eine Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Populationen ist nicht anzunehmen: 

Betroffen sind ausschließlich häufige, weit verbreitete und störungstolerante Arten, die Wirkungen 

sind befristet und im Umfeld stehen gleichartige Bruthabitate in ausreichendem Umfang zur 

Verfügung. 

Fledermäuse  

Nachtarbeiten und eine nächtliche Baustellenbeleuchtung sind nicht vorgesehen. Da die 

Bauarbeiten damit außerhalb der Aktivitätszeit stattfinden, sind Störungen jagender oder 

wandernder Tiere durch Lärm, Licht oder Bewegungsunruhe nicht zu erwarten. 

Störungen von Tieren während der Tagesruhe wären grundsätzlich denkbar, wenn sich Quartiere 

im unmittelbaren Wirkbereich befänden. Eine gezielte Quartieruntersuchung erfolgte nicht. Bei der 

Begehung wurden an den zur Entnahme vorgesehenen Gehölzen keine erkennbaren 
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Quartierstrukturen festgestellt. Diese Gehölze werden vor der Fällung kontrolliert (001_VA-V). Die 

mittelalten Bestände in den Randbereichen, für die ein Quartierpotenzial nicht auszuschließen ist, 

bleiben bis auf einen kleinen Abschnitt im nördlichen Anschluss an die Straße erhalten und werden 

vom Baubetrieb nur randlich berührt. 

Die randlichen Gehölzreihen kommen als potenzielle Leitstrukturen und Jagdhabitate in Betracht. 

Sie bleiben ganz überwiegend erhalten, sodass eine Zerschneidung von Leitlinien nicht eintritt. 

Da Nachtarbeiten unterbleiben, die Wirkungen auf die Bauzeit befristet sind und die 

Habitatstrukturen im Umfeld erhalten bleiben, ist eine Verschlechterung des Erhaltungszustands 

der lokalen Populationen nicht anzunehmen.  

Reptilien 

Für die Zauneidechse (Lacerta agilis) und weitere Reptilienarten sind Vorkommen in den 

strukturreicheren südöstlichen Randbereichen sowie entlang der östlichen Saumstrukturen 

möglich. Eine dauerhafte Besiedlung dieser Bereiche kann ohne Erfassung nicht ausgeschlossen 

werden und wird vorsorglich unterstellt. 

Erschütterungen sowie optische und akustische Reize während der Bauausführung können auf 

diese Bereiche einwirken. Reptilien sind tagaktiv, sodass die Beschränkung auf die Tagstunden 

hier keine mindernde Wirkung entfaltet. Die Reichweite der Wirkungen ist jedoch gering und auf 

den unmittelbaren Randbereich des Baufeldes begrenzt. Die weiter östlich gelegenen Saum- und 

Gehölzstrukturen bleiben davon weitgehend unberührt und stehen als Rückzugsbereiche zur 

Verfügung. 

Der Reptilienschutzzaun (010_VA-V) verhindert ein Einwandern in den Baustellenbereich und 

damit wiederholte Störungen im Baufeld. Er verläuft ausschließlich entlang der südöstlichen 

Baufeldgrenze und trennt keine besonderen Habitatbereiche voneinander ab. 

Da die angrenzenden Habitatstrukturen erhalten bleiben, die Wirkungen kleinräumig und auf die 

Bauzeit befristet sind, ist eine Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population 

nicht zu erwarten.  

Amphibien  

Das Gewässer und seine Uferbereiche werden nicht in Anspruch genommen. Da die in Betracht 

kommenden Arten überwiegend dämmerungs- und nachtaktiv sind und Nachtarbeiten nicht 

stattfinden, fallen die Bauarbeiten zu großen Teilen nicht mit ihrer Aktivitätsphase zusammen. Eine 

vollständige Vermeidung von Störungen lässt sich daraus jedoch nicht ableiten, da einzelne Tiere 

auch tagsüber im Landlebensraum verweilen können. Die Wirkungen sind kleinräumig und auf die 

Bauzeit befristet. 

Der Amphibienschutzzaun (008_VA-V) verläuft ausschließlich entlang der zum Gewässer 

gerichteten Baufeldgrenze. Er hält Tiere vom Baustellenbereich fern, sperrt jedoch keine 

durchgehende Wanderbeziehung ab.  

Da das Laichgewässer und seine Uferbereiche unverändert erhalten bleiben und die 

Wanderbeziehungen fortbestehen, ist eine Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen 

Populationen nicht anzunehmen. 

Wirbellosen 

Im Baufeld und auf den Baustelleneinrichtungsflächen fehlen Habitatstrukturen, die für 

artenschutzrechtlich relevante Wirbellose von Bedeutung sind. Alt- und Totholz sowie Bäume mit 

Mulmhöhlen sind nicht vorhanden. Die betroffenen Gehölze weisen ein junges Altersstadium mit 

geringen Stammdurchmessern auf. Vorkommen von Eremit (Osmoderma eremita) und Heldbock 

(Cerambyx cerdo), die auf alte, anbrüchige Laubbäume mit Mulmkörpern angewiesen sind, sind 

daher nicht zu erwarten. Magere oder blütenreiche Sonderstandorte fehlen ebenfalls. 

Libellen sind für ihre Larvalentwicklung auf Gewässer angewiesen. Das angrenzende 

Kleingewässer kommt als Entwicklungsgewässer in Betracht, wird jedoch nicht in Anspruch 
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genommen und bleibt in seiner Funktion unberührt. Die beanspruchten Flächen können allenfalls 

als Jagd- und Reifungshabitat adulter Tiere dienen. 

Temporäre Einwirkungen wie Lärm, Erschütterungen und optische Reize sind für Wirbellose 

gegenüber einem direkten Verlust von Habitatstrukturen von untergeordneter Bedeutung. Da ein 

solcher Verlust im Bereich der relevanten Strukturen nicht eintritt, sind Beeinträchtigungen 

artenschutzrechtlich relevanter Arten nicht zu erwarten. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Anlagebedingt wirkt die dauerhafte Flächeninanspruchnahme auf die Fauna ein. Durch die 

Überbauung und in Anspruchnahme von rund 502 m² sowie die Beseitigung von 

Vegetationsstrukturen gehen Nahrungs-, Rückzugs- und potenzielle Fortpflanzungshabitate 

dauerhaft verloren. 

Die Betrachtung erfolgt nachfolgend zusammenfassend. Dies ist damit begründet, dass der 

Flächenumfang gering ist, die betroffenen Strukturen durchgehend eine allgemeine Habitatqualität 

aufweisen und Habitate mit besonderer Funktionsausprägung für keine der potenziell 

vorkommenden Artengruppen betroffen sind.  

Die anlagebedingte Flächeninanspruchnahme liegt im westlichen Bereich des Vorhabenbereichs. 

Die betroffenen Flächen sind deutlich anthropogen überprägt und umfassen einen bereits 

versiegelten Weg sowie eine junge, infolge der Ruderalisierung aufgewachsene Baumgruppe aus 

überwiegend Birke, Pappel und Spitzahorn. Bei der Biotoptypenerfassung wurden dort keine Alt- 

oder Totholzstrukturen, Höhlungen oder sonstigen Sonderstrukturen festgestellt. Eine gezielte 

Untersuchung auf Baumhöhlen erfolgte nicht, das junge Altersstadium der Bestände lässt solche 

Strukturen jedoch nicht erwarten. 

Für Vögel entfallen mit der Baumgruppe und den einzelnen Gehölzen im nördlichen Anschluss an 

die Straße dauerhaft potenzielle Fortpflanzungsstätten von Frei-, Strauch- und Baumbrütern. 

Betroffen sind ausschließlich Strukturen, die für häufige, weit verbreitete Arten geeignet sind. Für 

Reptilien entfallen sonnenexponierte Teilflächen, die als Nahrungs- und Sonnhabitat in Betracht 

kommen. Die strukturreicheren südöstlichen Randbereiche bleiben erhalten. Für Fledermäuse 

und Amphibien beschränkt sich der Verlust auf einen kleinflächigen Anteil potenzieller Jagd- 

beziehungsweise Landhabitate. Quartierstrukturen und das Laichgewässer sind nicht betroffen. 

Die Gehölzbestände entlang der nördlichen und östlichen Grenze bleiben nach derzeitigem 

Planungsstand erhalten. Lediglich im nördlichen Anschluss an die Straße entfallen einzelne 

Gehölze. Die verbleibenden Bestände stehen weiterhin als potenzielle Leit-, Nahrungs- und 

Rückzugsstrukturen zur Verfügung. Ihr Erhalt ist über die Maßnahme 005_V zu sichern. 

Erhebliche anlagebedingte Beeinträchtigungen der Fauna sind daher nicht zu erwarten. Der 

Verlust der Gehölz- und Vegetationsstrukturen wird im Rahmen der Eingriffsregelung bilanziert. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingt ist allein die Wohnnutzung der drei Einfamilienhäuser zu betrachten. Die 

Betrachtung erfolgt wirkfaktorbezogen, da die einzelnen Wirkfaktoren unterschiedliche 

Artengruppen in unterschiedlichem Maß betreffen. 

Lichtemissionen sind der betriebsbedingt relevanteste Wirkfaktor. Betroffen sind vor allem 

nachtaktive Arten, insbesondere Fledermäuse und nachtaktive Insekten, mittelbar über die 

Insektenanlockung auch die davon abhängigen Nahrungsketten. Die Außenbeleuchtung wird 

daher auf das erforderliche Maß beschränkt und insektenfreundlich ausgeführt. Eine direkte 

Anstrahlung des östlich angrenzenden Kleingewässers, des Röhrichts sowie der erhalten 

bleibenden Gehölzbestände unterbleibt. 

Das zusätzliche Verkehrsaufkommen von drei Wohneinheiten ist gering und wird über die 

vorhandene Erschließung abgewickelt. Angesichts der niedrigen Fahrgeschwindigkeiten im 

Zufahrtsbereich und des geringen Fahrtenaufkommens entsteht kein relevantes Kollisionsrisiko, 

auch nicht für wandernde Amphibien. 
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Die wohnnutzungstypischen Geräusche und die Anwesenheit von Bewohnern setzen die 

vorhandene Vorbelastung durch die angrenzende Wohnbebauung fort. Nach der 

Potenzialabschätzung ist im Umfeld überwiegend mit siedlungstypischen Arten zu rechnen, die 

gegenüber derartigen Wirkungen eine allgemein hohe Störungstoleranz aufweisen. Erhebliche 

Beeinträchtigungen der angrenzenden Habitatstrukturen sind daher nicht zu erwarten. 

Von der künftigen Wohnnutzung können Nährstoff- und Stoffeinträge, die Ablagerung von 

Gartenabfällen sowie Betreten auf die östlich angrenzenden geschützten Biotope einwirken. Die 

dort vorgesehene Freihaltung des östlichen Grenzbereichs von intensiver gärtnerischer Nutzung 

(011_V) wirkt zugleich zugunsten der dort vorkommenden Tierarten, insbesondere Amphibien und 

Reptilien. 

Die Fassadengestaltung ist nach derzeitigem Planungsstand noch nicht abschließend festgelegt. 

Um ein erhöhtes Vogelschlagrisiko auszuschließen, wird auf großflächige und unübliche 

durchsichtige oder spiegelnde Verglasungen verzichtet.  

Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen sind erhebliche 

betriebsbedingte Beeinträchtigungen der Fauna nicht zu erwarten. 

4.4 Fläche/ Boden  

Hierzu wird auf ein Behördenschreiben der unteren Bauaufsicht vom 16.03.2026 verwiesen, 

wonach eine weitergehende Umweltprüfung aus Sicht des Bodenschutzes entbehrlich ist 

(Landkreis Barnim 2026). Daher wird auf eine weitergehende Betrachtung bau-, anlage- und 

betriebsbedingter Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche/Boden verzichtet. 

4.5 Wasser  

Baubedingte Auswirkungen 

Wasserhaltungsmaßnahmen während der Bauzeit sind voraussichtlich nicht erforderlich. Sollten 

wider Erwarten Grundwasserhaltungen notwendig werden, ist zu prüfen, ob hierfür eine 

wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich ist. 

Eine Verunreinigung des Bodens und in der Folge des Grundwassers durch Unfälle oder Leckagen, 

etwa Ölverluste von Baufahrzeugen, lässt sich grundsätzlich nicht vollständig ausschließen. Die 

Wahrscheinlichkeit ist bei einem Vorhaben dieser Größenordnung jedoch gering. Der Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen erfolgt nach den einschlägigen Vorschriften. Die Betankung und 

Wartung von Baufahrzeugen finden nur auf befestigten Flächen statt, und Bindemittel werden auf 

der Baustelle vorgehalten. Bei Beachtung dieser Vorgaben sind erhebliche baubedingte 

Auswirkungen auf das Grundwasser nicht zu erwarten. 

Die geplante Versickerung des Niederschlagswassers stellt eine Gewässerbenutzung nach § 9 

Abs. 1 Nr. 4 WHG dar und ist nach § 8 Abs. 1 WHG erlaubnispflichtig. Der entsprechende Antrag 

ist rechtzeitig vor Baubeginn bei der zuständigen unteren Wasserbehörde zu stellen. 

Anlagenbedingte und betriebsbedingte Auswirkungen 

Anlagebedingt werden rund 502 m² Fläche neu beansprucht (vgl. Kapitel 5). Auf den versiegelten 

Flächen entfällt die flächige Versickerung, was die Grundwasserneubildung örtlich verringert. 

Das anfallende Niederschlagswasser wird jedoch innerhalb des Vorhabenbereiches versickert und 

dem Grundwasser wieder zugeführt. Der örtliche Wasserhaushalt bleibt dadurch voraussichtlich 

weitgehend erhalten.  

Betriebsbedingt sind keine relevanten Einträge wassergefährdender Stoffe zu erwarten, da es sich 

um eine reine Wohnnutzung handelt und das Schmutzwasser über die vorhandene Kanalisation 

abgeleitet wird. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind daher nicht zu erwarten. 
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4.6 Klima und Luft  

Baubedingte Auswirkungen 

Baubedingt entstehen Abgas- und Staubemissionen durch Baumaschinen und Baustellenverkehr. 

Diese sind auf die Bauzeit begrenzt, treten nur tagsüber auf und fallen bei einem Vorhaben dieser 

Größenordnung gering aus. Staubemissionen bei Erdarbeiten lassen sich bei trockener Witterung 

durch Befeuchtung der Fahrwege und Lagerflächen mindern. Erhebliche baubedingte 

Auswirkungen auf Luft und Klima sind nicht zu erwarten. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Mit der Bebauung und der in Anspruchnahme von rund 502 m² geht ein Verlust von 

Vegetationsflächen einher. Versiegelte und bebaute Flächen heizen sich tagsüber stärker auf und 

geben die gespeicherte Wärme nachts verzögert ab, sodass sich die kleinklimatischen 

Verhältnisse örtlich verändern. Die Wirkung bleibt auf das Baugrundstück und dessen 

unmittelbares Umfeld beschränkt. 

Zur Minderung dieser Aufheizungseffekte sind im Sinne des Vermeidungsgebots 

Gehölzpflanzungen auf den nicht überbauten Grundstücksflächen vorgesehen sowie eine helle 

bzw. wasserdurchlässige Ausführung der Zufahrten und Stellplätze. Die großflächigen 

Landwirtschaftsflächen im Umfeld bleiben unverändert erhalten und stehen weiterhin für die 

Kaltluftentstehung und den Luftaustausch zur Verfügung. Eine Beeinträchtigung von 

Kaltluftabflüssen oder Luftleitbahnen tritt nicht ein. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingte Emissionen entstehen durch die Wärmeversorgung der Wohneinheiten sowie 

durch den Verkehr der Bewohner. Aufgrund der Wärmeversorgung am Standort treten keine oder 

nur geringe Schadstoffemissionen auf. Das zusätzliche Verkehrsaufkommen von drei 

Wohneinheiten ist gering und geht in der Vorbelastung durch die vorhandene Wohnbebauung und 

den Verkehr auf der Straße „Zur Tränke" auf. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter Luft und Klima sind daher nicht zu 

erwarten. 

4.7 Landschaftsbild  

Baubedingte Auswirkungen 

Baubedingt wirken der Baustellenverkehr, die vorübergehende Flächeninanspruchnahme für 

Baustelleneinrichtung und Materiallagerung sowie die Baugeräte auf das Landschaftsbild ein. 

Diese Wirkungen sind auf die Bauzeit begrenzt und mit Abschluss der Baumaßnahme weitgehend 

reversibel. Das Vorhabenbereich ist zudem durch die unmittelbar angrenzende Wohnbebauung 

optisch vorbelastet. Eine Einsehbarkeit besteht im Wesentlichen von der Straße „Zur Tränke" aus. 

Die entlang der nördlichen und östlichen Grundstücksgrenze verlaufenden Gehölze schirmen die 

Baustelle nach Norden und Osten teilweise ab. Erhebliche baubedingte Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes sind daher nicht zu erwarten. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Die Errichtung der drei Einfamilienhäuser verändert das Landschaftsbild örtlich begrenzt. Die 

Gebäude schließen unmittelbar an die vorhandene Wohnbebauung an und setzen den 

bestehenden Siedlungsrand fort, ohne über ihn hinauszutreten. In Bauart, Bauweise und 

Geschossigkeit entsprechen sie der Umgebungsbebauung. Durch die Verwendung ortstypischer 

Materialien und Farben sowie eine geländegerechte Einbindung entstehen keine störenden 

Kontraste. 

Die Gehölzbestände entlang der nördlichen, westlichen und östlichen Grundstücksgrenze bleiben 

nach derzeitigem Planungsstand erhalten. Sie gliedern den Übergang zur freien Landschaft und 

wirken als Sichtschutz, sodass die Neubebauung nur eingeschränkt wahrnehmbar ist. 
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Da das Vorhaben an die bestehende Siedlungsbebauung anschließt und keine 

landschaftsraumwirksamen neuen Vertikalstrukturen entstehen, ist die Veränderung des 

Landschaftsbildes als gering einzustufen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingt gehen über die anlagebedingten Veränderungen hinaus keine erheblichen 

Wirkungen auf das Landschaftsbild aus. Außenanlagen wie Zufahrten oder Stellplätze werden orts- 

und landschaftstypisch gestaltet. Die Außenbeleuchtung wird auf das erforderliche Maß beschränkt 

und nach unten gerichtet ausgeführt, sodass keine erhebliche Aufhellung des angrenzenden 

Landschaftsraums entsteht. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild sind daher nicht zu 

erwarten. 

4.8 Kultur- und sonstige Sachgüter  

Im Vorhabenbereich und in dessen unmittelbarem Umfeld sind keine Bau- oder Bodendenkmale, 

Denkmalbereiche oder sonstigen Kulturgüter bekannt. Auch sonstige Sachgüter von besonderer 

Bedeutung sind nicht vorhanden. Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen auf das 

Schutzgut sind daher nicht zu erwarten. 

Sollten bei den Erdarbeiten dennoch archäologische Funde oder Befunde zutage treten, sind diese 

unverzüglich der zuständigen Denkmalbehörde anzuzeigen. Die Arbeiten sind an der Fundstelle 

bis zu deren Entscheidung einzustellen. 

 

4.9 Wechselwirkungen 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 UVPG ist die Wechselwirkung zwischen den Schutzgütern als eigenes 

Schutzgut zu betrachten. Erfasst werden dabei Wirkungen, die sich erst aus dem Zusammenwirken 

mehrerer Schutzgüter ergeben und über die schutzgutbezogene Einzelbetrachtung hinausgehen. 

Der maßgebliche Wirkungszusammenhang des Vorhabens besteht zwischen der Neuversiegelung 

und den östlich angrenzenden geschützten Biotopen. Die in Anspruchnahme von rund 502 m² wirkt 

zunächst auf die Schutzgüter Fläche und Boden, mittelbar über die verringerte Versickerungsfläche 

auf das Schutzgut Wasser und darüber auf die grundwasser- und feuchtegebundenen 

Lebensräume von Schilf-Röhricht und Kleingewässer. Diese Kette wird dadurch unterbrochen, 

dass das anfallende Niederschlagswasser innerhalb des Vorhabenbereichs versickert wird und ein 

erheblicher Teil der befestigten Flächen wasserdurchlässig ausgeführt wird, sodass der örtliche 

Wasserhaushalt weitgehend erhalten bleibt. 

Ein zweiter Zusammenhang besteht zwischen Vegetation, Klima und Fauna: Der Verlust von 

Gehölz- und Ruderalstrukturen verändert kleinräumig die klimatischen Verhältnisse und zugleich 

das Nahrungs- und Rückzugsangebot für Tiere. Da die randlichen Gehölzbestände weitgehend 

erhalten bleiben und im Umfeld vergleichbare Strukturen vorhanden sind, bleibt diese Wirkung auf 

den Vorhabenbereich beschränkt. 

Ein dritter Zusammenhang betrifft die Wohnnutzung als Schnittstelle zwischen dem Schutzgut 

Menschen und den angrenzenden Biotopen. Nährstoffeinträge und Nutzungsdruck aus den 

künftigen Gartenflächen könnten über den Grenzbereich hinaus auf Vegetation und Fauna der 

geschützten Biotope einwirken. Diesem Wirkungszusammenhang tragen die Freihaltung des 

östlichen Grenzbereichs (011_V). 

Die vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen führen nicht zu Problemverschiebungen zwischen 

den Schutzgütern. Über die in den vorstehenden Kapiteln schutzgutbezogen dargestellten 

Wirkungen hinaus sind erhebliche nachteilige Auswirkungen aus Wechselwirkungen nicht zu 

erwarten. 
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5 Darstellung der Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen  

Nach § 40 Abs. 2 UVPG sind im Umweltbericht die Maßnahmen darzustellen, mit denen erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen verhindert, verringert oder ausgeglichen werden. 

Die nachfolgend beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen leiten sich aus den in Kapitel 4 

dargestellten Wirkungen ab. Ihre Wirksamkeit wird durch eine Ökologische Baubegleitung 

sichergestellt. Der verbleibende Eingriff in Natur und Landschaft wird im Rahmen der 

Eingriffsregelung bilanziert und über die in Kapitel 5.1 dargestellten Maßnahmen ausgeglichen. 

Die Flächeninanspruchnahme beschränkt sich auf Bereiche geringer bis mittlerer Wertigkeit. 

gesetzlich geschützte Biotope werden nicht in Anspruch genommen. 

Tabelle 2: Übersicht artenschutzrechtlich notwendiger Maßnahmen 

Nr. Bezeichnung Zielgruppe 

Vermeidungsmaßnahme (VA)  

001_VA -V Artgerechte Baufeldfreimachung (Fledermäuse) Fledermäuse 

002_VA-V Artgerechte Baufeldfreimachung (Vögel) Vögel 

003_VA-V Artgerechte Baufeldfreimachung (Reptilien) Reptilien 

004_VA-V Artgerechte Baufeldfreimachung (Amphibien) Amphibien 

005_V Schutz von Biotopen Biotope (Baum) 

006_VA-V Ökologische Baubegleitung Alle Artengruppen 

007_V Eingrenzung Vorhabenbereiches Alle  

008_VA-V Amphibienschutzzaun Amphibien 

009_V Wiederherstellung temporärer Biotope  Biotope 

010_VA-V Reptilienschutzzaun Reptilien  

011_V Freihaltung des östlicher Grenzbereichs Fauna und Biotop 

 

001_VA-V Artgerechte Baufeldfreimachung (Fledermäuse)  

Durch das Vorhaben kommt es potenziell zu einem Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätte 

von Fledermäusen. Spuren, welche auf einen aktuellen Besatz hindeuten, wurden nicht 

festgestellt.  

Die Fällung eines potenziellen Quartierbaumes erfolgt vom 01.10. bis zum 31.10. eines Jahres 

nach vorheriger Kontrolle auf einen aktuellen Besatz. Sollte das potenzielle Quartier besetzt sein, 

darf die Fällung zunächst nicht erfolgen. Das weitere Vorgehen ist mit der zuständigen 

Naturschutzbehörde abzustimmen.  

Die Durchführung der gesamten Maßnahme erfolgt in Abstimmung mit der ökologischen 

Baubegleitung. 

002_VA-V Artgerechte Baufeldfreimachung (Vögel)  

Das Ziel dieser Maßnahme besteht darin, die Tötung von Vögeln sowie die Zerstörung ihrer 

Entwicklungsformen und Zerstörung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten und damit 

artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu vermeiden.  

Zur Berücksichtigung der artspezifischen Beschränkungen ist der Zeitraum für Bauvorbereitungen, 

vom 01.10. bis 28.02. zu beachten.  

Zudem darf der Oberbodenabtrag bzw. die Mahd des Baufeldes (BE-Flächen usw.) nur in der Zeit 

vom 01.09. bis 28.02. erfolgen (Schutz der Bodenbrüter). Somit werden die Ansprüche aller 

betroffenen Vogelarten berücksichtigt.  
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Die Durchführung der gesamten Maßnahme erfolgt in Abstimmung mit der ökologischen 

Baubegleitung. 

003_VA-V Artgerechte Baufeldfreimachung (Reptilien) 

Vor der Baufeldfreimachung erfolgt ein Herrichten von Schutzzäunen, das Absammeln und 

Umsetzen von Zauneidechsen auf dafür zuvor hergerichteten Flächen.  

Um zu verhindern, dass Reptilien (Zauneidechsen) in das Baufeld gelangen, sich dort aufhalten 

und reproduzieren, sind im Frühjahr vor Baubeginn noch vor der Aktivitätsperiode der o. g. Art (bis 

spätestens Ende Februar) Schutzzäune aufzustellen, die bis zur Beendigung der Bauarbeiten 

stehen bleiben.  

Die Durchführung der gesamten Maßnahme erfolgt in Abstimmung mit der ökologischen 

Baubegleitung. 

004_VA-V Artgerechte Baufeldfreimachung (Amphibien)  

Aufgrund des angrenzenden Kleingewässers und einer potenziellen Einwanderung von Amphibien 

in die Baufläche ist vor Baubeginn ein temporärer Amphibienschutzzaun zu errichten.  

Die Durchführung der gesamten Maßnahme erfolgt in Abstimmung mit der ökologischen 

Baubegleitung. 

005_VA-V Schutz von Biotopen/ Baumschutz in der Bauphase durch Bauzäune und 

Einzelbaumschutz  

Während der Bauarbeiten werden die nicht zu fällenden Bäume entsprechend der DIN 18920 

geschützt. Der Kronen- und Stammbereich und der durch die Kronentraufe begrenzte 

Wurzelbereich sind vor Beeinträchtigungen jeglicher Art zu schützen. Entstehende Schäden sind 

fachgerecht zu sanieren. Bei Verlust sind die Bäume gleichwertig und gleichartig zu ersetzen.  

Gleichermaßen werden die an das Bauvorhaben angrenzenden Biotope durch Biotopschutzzäune 

geschützt. 

Die Durchführung der gesamten Maßnahme erfolgt in Abstimmung mit der ökologischen 

Baubegleitung. 

006_VA-V Ökologische Baubegleitung 

Die Ökologische Baubegleitung sichert die fachgerechte Ausführung und Kontrolle aller 

Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen ab (siehe o. g. Vermeidungsmaßnahmen).  

Das Tätigkeitsfeld umfasst auch dem Baubeginn vorlaufende Maßnahmen (arten- und 

naturschutzrechtliche Maßnahmen, Baufeldräumung und Baustellenplanung im Hinblick auf Lärm-

vermeidung o. ä.).  

Die ökologische Baubegleitung erstreckt sich von den ersten vorbereitenden Maßnahmen bis zum 

Abschluss der Rekultivierungsarbeiten. Sie endet mit der dokumentierten Übergabe der 

ökologischen Unterlagen an die zuständige Behörde. 

007_VA-V Eingrenzung Vorhabenbereiches 

Der Vorhabenbereich wurde so angepasst, dass die angrenzenden gesetzlich geschützten Biotope 

nicht in Anspruch genommen werden. Sie liegen vollständig außerhalb des Baufeldes und der 

Baustelleneinrichtungsflächen. Eine Nutzung als Lager-, Abstell- oder Rangierfläche findet nicht 

statt. Die Grenze wird vor Baubeginn im Gelände eindeutig markiert und während der Bauzeit durch 

die Ökologische Baubegleitung kontrolliert. Beeinträchtigungen der geschützten Biotope sind damit 

ausgeschlossen. 

008_VA-V Amphibienschutzzaun  

Vor Beginn der Bauarbeiten wird das Baufeld an der zum Kleingewässer im Osten gerichteten 

Seite mit einem Amphibienschutzzaun eingefasst. Der Zaun verhindert ein Einwandern von 

Individuen in den Baustellenbereich und damit deren Tötung oder Verletzung durch Baufahrzeuge, 

Baumaschinen sowie durch das Verfüllen von Fahrspuren und Baugruben. Die Errichtung erfolgt 
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vor Beginn der Frühjahrswanderung. Vor dem Aufstellen wird die eingezäunte Fläche auf 

vorhandene Individuen kontrolliert. Angetroffene Tiere werden außerhalb des Zauns in geeignete 

Habitate umgesetzt. Der Zaun wird während der gesamten Bauzeit funktionsfähig gehalten und 

regelmäßig auf Beschädigungen kontrolliert. Errichtung, Kontrolle und Wirksamkeit werden durch 

die ökologische Baubegleitung überwacht und dokumentiert.  

Die Ausführung der Schutzzäune erfolgt nach dem Stand der Technik in Anlehnung an das 

Merkblatt zum Amphibienschutz an Straßen (MAmS, Ausgabe 2000). 

009_V Wiederherstellung temporärer Biotope  

Flächen, die während der Bauzeit vorübergehend beansprucht und dabei in ihrer 

Vegetationsstruktur überprägt werden, insbesondere Baustelleneinrichtungs-, Lager- und 

Rangierflächen, werden nach Abschluss der Bauarbeiten wiederhergestellt. Der Boden wird 

gelockert und, soweit erforderlich, mit dem zwischengelagerten Oberboden angedeckt. 

Anschließend erfolgt eine Ansaat mit standortgerechtem, gebietseigenem Saatgut. Die 

ursprüngliche Biotopfunktion wird dadurch mittelfristig wiederhergestellt, sodass es sich um eine 

vorübergehende Beeinträchtigung handelt. 

010_VA-V Reptilienschutzzaun 

Im südöstlichen Bereich des Vorhabenbereichs wird vor Beginn der Bauarbeiten ein 

Reptilienschutzzaun errichtet, der ein Einwandern von Zauneidechsen aus den angrenzenden 

Flächen in den Baustellenbereich verhindert. Er dient der Vermeidung von Tötungen und 

Verletzungen von Individuen sowie wiederholter Störungen im Baufeld. Der Zaun wird über die 

gesamte Bauzeit funktionsfähig gehalten und regelmäßig kontrolliert. 

Die Umsetzung wird durch die ökologischen Baubegleitung überwacht. 

011_V – Freihaltung des östlichen Grenzbereichs 

Von der künftigen Wohnnutzung können Nährstoff- und Stoffeinträge, die Ablagerung von 

Gartenabfällen sowie Betreten auf die östlich angrenzenden gesetzlich geschützten Biotope 

einwirken. Zur Vermeidung solcher Randeffekte ist der östliche Grenzbereich dauerhaft von 

intensiver gärtnerischer Nutzung freizuhalten. Untersagt sind dort insbesondere die Ausbringung 

von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie die Ablagerung von Gartenabfällen und sonstigem 

Material. 

Der vorhandene Gehölzbestand im östlichen Randbereich bleibt erhalten und wirkt als Puffer 

zwischen Wohnnutzung und Biotopflächen. Die Maßnahme dient zugleich dem Schutz der dort 

vorkommenden Tierarten. 

Die Festsetzung ist als Nebenbestimmung in die Zulassungsentscheidung aufzunehmen. Die 

konkrete Ausgestaltung wird mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. 

5.1 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung  

Grundlage der Bilanzierung ist die Biotoptypenkartierung vom Juni 2026. Die Flächenanteile der 

betroffenen Biotoptypen wurden aus den kartierten Bestandsflächen und der derzeit vorgesehenen 

Lage der Baukörper abgeleitet. 

Insgesamt werden rund 502 m² neu in Anspruch genommen, davon rund 182 m² vollversiegelt 

durch die Gebäude und rund 240 m² teilversiegelt durch Zufahrten und Terrassen. 

Betroffen sind junger Gehölzaufwuchs aus Pappel, Birke und Spitzahorn (rund 172 m²), Gras- und 

Staudenfluren (rund 250 m², davon rund 10 m² vollversiegelt und rund 240 m² teilversiegelt) sowie 

ein bereits vorhandener befestigter Weg (rund 80 m²). Da die Wegefläche bereits versiegelt ist, tritt 

insoweit kein zusätzlicher Funktionsverlust ein; sie wird mit entsprechend geringer Wertigkeit 

angesetzt. 

Bäume ab einem Stammumfang von 60 cm in 130 cm Höhe, sind nicht betroffen. 
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Darüber hinaus werden während der Bauzeit Flächen für Baustelleneinrichtung und Lagerung 

vorübergehend beansprucht. Deren genaue Lage steht nach derzeitigem Planungsstand noch 

nicht fest; sie werden innerhalb des Vorhabenbereichs eingerichtet, von der ökologischen 

Baubegleitung festgelegt und betreffen voraussichtlich Gras- und Staudenfluren. Nach Abschluss 

der Bauarbeiten werden diese Flächen tiefengelockert und mit standortgerechtem, gebietseigenem 

Saatgut wiederhergestellt (009_V), sodass insoweit eine vorübergehende Beeinträchtigung 

vorliegt. 

Tabelle 3: Bilanztabelle 

Biotoptyp Biotopcode 
Art der 

Inanspruchnahme 
Fläche (m²) 

Gras- und Staudenfluren (Säume) mäßig 

trockener bis frischer Standorte- verarmte oder 

ruderalisierte Ausprägung 

0514222 Vollversiegelung 10 

einschichtige oder kleine Baumgruppen 07153 Vollversiegelung 172 

versiegelter Weg 12654 Vollversiegelung (bereits 

versiegelt) 

80 

Zwischensumme Vollversiegelung 262 

Gras- und Staudenfluren (Säume) mäßig 

trockener bis frischer Standorte- verarmte oder 

ruderalisierte Ausprägung 

0514222 Teilversiegelung 

(wasserdurchlässige 

Befestigung) 

240  

Zwischensumme Teilversieglung  240 

Gesamt  502 

5.2 Kompensation 

Das Schutzgut Boden wird nach Abstimmung mit der zuständigen Behörde nicht vertieft betrachtet. 

Der Kompensationsbedarf leitet sich daher aus dem Verlust von Biotopstrukturen und den damit 

verbundenen Lebensraumfunktionen ab. 

Die Bemessung erfolgt nach der HVE verbal-argumentativ. Für den vollständigen Funktionsverlust 

von rund 182 m² ist demnach eine Kompensationsfläche gleicher Größe erforderlich. Für die rund 

240 m² teilversiegelter Flächen wird ein reduzierter Ansatz zugrunde gelegt, da die 

Vegetationsdecke zwar entfällt, die Versickerungsfunktion durch die wasserdurchlässige Bauweise 

jedoch eingeschränkt erhalten bleibt. Angesetzt wird die Hälfte der Fläche, mithin rund 120 m². Der 

Ansatz orientiert sich an die HVE- Brandenburg für Teilversiegelungen vorgesehenen Verhältnis.  

Daraus ergibt sich ein Kompensationsbedarf in der Größenordnung von rund 302 m².  

Art und Umsetzung der Maßnahmen 

Da die betroffenen Funktionen im Wesentlichen Lebensraumfunktionen von Gehölz- und 

Ruderalstrukturen sind, kommt als Kompensation vorrangig die Gehölzpflanzungen mit 

gebietsheimischem Pflanzgut in Betracht. Die Maßnahme stellt die beeinträchtigten Funktionen 

gleichartig wieder her. 

Die Umsetzung soll über einen zertifizierten Flächenpool erfolgen. Nach den Anforderungen der 

HVE ist die Kompensation innerhalb derselben naturräumlichen Region, vorzugsweise im 

betroffenen Landkreis umzusetzen. Vorgesehen ist daher ein Flächenpool im Landkreis Barnim. 

Der Nachweis der tatsächlichen und rechtlichen Verfügbarkeit wird durch Vorlage eines Vertrages 

mit dem Poolträger erbracht. Pflege und dauerhafte Sicherung der Maßnahmenflächen sind 

Bestandteil des Kompensationsangebots, sodass eine hohe Erfolgswahrscheinlichkeit für die 



 VERMINDERUNGS- UND VERMEIDUNGSMAßNAHMEN   

 

Strategische Umweltprüfung    31 

Umsetzung und die langfristige Betreuung gegeben ist. Die flächenscharfe Zuordnung erfolgt im 

Genehmigungsverfahren vor der Zulassungsentscheidung. 

Die vorgesehene Maßnahme wirkt zugleich auf weitere Schutzgüter: Die Anlage von 

Gehölzstrukturen verbessert neben den Lebensraumfunktionen auch die Bodenfunktionen der 

Maßnahmenfläche, insbesondere Biotopentwicklungspotenzial, Wasserspeicherfähigkeit und 

Filterleistung, sowie die lokalklimatische Ausgleichsfunktion.
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6 Schwierigkeiten  

Für die Artengruppen der Fauna lagen keine flächendeckenden faunistischen 

Bestandserfassungen vor. Grundlage der Bewertung bildete daher eine Vor-Ort-Begehung im Juni 

2026 durch , bei der die Biotoptypen kartiert und die vorhandenen 

Habitatstrukturen erfasst wurden. Ausgehend von diesem Befund wurde im Rahmen einer 

Potenzialanalyse abgeleitet, welche Arten und Artengruppen im Untersuchungsraum zu erwarten 

sind. Dieses Vorgehen wurde vorsorglich angewendet, sodass bei nicht sicher auszuschließenden 

Vorkommen von einer möglichen Betroffenheit ausgegangen wurde. 

Die Potenzialanalyse ersetzt keine artspezifische Bestandserfassung. Die im Rahmen der Vor-Ort-

Begehung erfassten Habitatstrukturen bieten jedoch eine tragfähige Grundlage, um das zu 

erwartende Artenspektrum abzuleiten und die erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen zu 

bestimmen. Diese sind in Kapitel 5 artengruppenbezogen ausgelegt und nicht an den Nachweis 

einzelner Arten gebunden. Die Kontrollen vor Baubeginn, insbesondere die Prüfung der zu 

entnehmenden Gehölze auf Quartierstrukturen und die Kontrolle des Baufeldes vor Errichtung der 

Schutzzäune, dienen dazu, bislang nicht erkannte Vorkommen vor Beginn der Eingriffe 

festzustellen und das weitere Vorgehen gegebenenfalls anzupassen. 

Die Flächenangaben beruhen auf der derzeit vorgesehenen Lage der Baukörper. Der Eingriff ist 

nach Art, Umfang und betroffenen Biotoptypen bilanziert. Offen ist allein die Auswahl der konkreten 

Kompensationsflächen, die derzeit mit einem Flächenpoolträger abgestimmt wird. 

Darüber hinaus sind bei der Zusammenstellung der Angaben keine Schwierigkeiten aufgetreten. 
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7 Alternativenprüfung  

7.1 Prüfrahmen  

Nach § 40 Abs. 1 UVPG sind neben den Umweltauswirkungen des Vorhabens auch die 

vernünftiger Alternativen zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. Als vernünftig gelten 

Alternativen, die geeignet sind, das Vorhabenziel in vergleichbarer Weise zu erreichen, und die 

tatsächlich wie rechtlich umsetzbar sind. 

Ziel des Vorhabens ist die Schaffung von Wohnraum im Ortsteil Eiche durch die Errichtung von 

drei Einfamilienhäusern. Das Flurstück mit einer Größe von rund 0,4 ha wird hierfür in drei 

Baugrundstücke geteilt; je Grundstück entstehen ein Wohngebäude mit rund 88 m² Grundfläche 

sowie Nebenanlagen mit rund 80 m². 

Die Prüfung erstreckt sich auf sämtliche Flächen im Ortsteil, die für eine Wohnbebauung dieses 

Umfangs in Betracht kommen. Dazu zählen sowohl Flächen im Innenbereich nach § 34 BauGB 

und in Bebauungsplangebieten nach § 30 BauGB als auch Außenbereichsflächen. Für Letztere ist 

zusätzlich zu beachten, dass § 246e Abs. 3 Satz 1 BauGB einen räumlichen Zusammenhang mit 

Flächen nach § 30 Abs. 1, Abs. 2 oder § 34 BauGB voraussetzt.  

Grundlage der Prüfung sind der Flächennutzungsplan der Gemeinde Ahrensfelde (Stand: Oktober 

2013 und seit 11.03.2014 Gültigkeit besteht) aktuelle Orthofotos (Stand 2026) sowie die 

Biotoptypenkartierung vom Juni 2026. Im Ortsteil Eiche wirkt sich seit dem ursprünglichen 

Planstand allein die 5. Änderung des Flächennutzungsplans aus, die den Bereich Eiche Süd 

betrifft. Die dort dargestellten Flächen sind Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens „Wohnen 

und Leben am Kaufpark", das die Gemeindevertretung Ahrensfelde mit Beschluss vom 15.11.2021 

(BV-2021/1245) eingeleitet hat. Sie sind damit einem anderen Vorhaben zugeordnet und stehen 

für die hier betrachtete Wohnbebauung nicht zur Verfügung. 

7.2 Nullvariante  

Die Entwicklung bei Nichtdurchführung des Vorhabens ist in Kapitel 3 dargestellt. Danach bliebe 

die Fläche in ihrem derzeitigen, ruderal geprägten Zustand. Eine Versiegelung fände nicht statt. 

Für die Schutzgüter Fläche, Boden, Tiere und Pflanzen sowie für die angrenzenden geschützten 

Biotope ist die Nullvariante damit günstiger als das Vorhaben, da weder Versiegelung noch 

Vegetationsverlust noch betriebsbedingte Randeffekte einträten. Für die übrigen Schutzgüter 

ergeben sich keine wesentlichen Unterschiede. Zu berücksichtigen ist, dass die ungeregelte 

Nutzung als Lager- und Abstellfläche ohne das Vorhaben fortbestünde. 

Das Vorhabenziel wird durch die Nullvariante nicht erreicht. 

7.3 Standortalternativen  

Geprüft wurde, ob im Ortsteil Eiche Flächen zur Verfügung stehen, die das Vorhabenziel bei 

geringeren Umweltauswirkungen erreichen. Herangezogen wurden der Flächennutzungsplan, 

aktuelle Orthofotos sowie die Ortskenntnis aus der Begehung im Juni 2026. 

Wohnbauflächen. Der Flächennutzungsplan stellt östlich der bestehenden Siedlung an der 

Moselstraße eine Wohnbaufläche dar, die im Plan von 2013 noch unbebaut abgebildet ist. Der 

Abgleich mit aktuellen Orthofotos zeigt, dass diese Fläche zwischenzeitlich mit Wohngebäuden 

bebaut wurde. Die weiteren im Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbauflächen sind ebenfalls 

weit überwiegend bebaut. 

Gemischte Bauflächen. Die dargestellten gemischten Bauflächen sind weitestgehend bebaut. Die 

verbleibenden Freiflächen sind durch bestehende Nutzungen dauerhaft gebunden, darunter ein 

Friedhof und eine Kleingartenanlage. Sie stehen für eine Wohnbebauung nicht zur Verfügung. 
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Baulücken. Innerhalb der bebauten Ortslage bestehen einzelne Grundstückszwischenräume 

zwischen vorhandenen Gebäuden. Sie liegen räumlich voneinander getrennt und sind bereits in 

die Siedlungsstruktur eingebunden. Eine Bebauung dieser Flächen wäre aus Umweltsicht 

grundsätzlich günstiger zu bewerten als die Inanspruchnahme des Vorhabenstandorts, da es sich 

überwiegend um bereits überprägte, vegetationsarme Bereiche innerhalb der Ortslage handelt. Sie 

stehen der Vorhabenträgerin jedoch nicht zur Verfügung und sind mangels zusammenhängender 

Lage nicht geeignet, das Vorhaben aufzunehmen. 

Vergleichende Bewertung. Ein vollständiger schutzgutbezogener Vergleich der genannten 

Flächen war nicht möglich, da für diese keine Bestandserhebungen vorliegen. Die Bewertung stützt 

sich daher auf den aus Luftbild und Ortskenntnis erkennbaren Zustand. Danach handelt es sich 

bei den unbebauten Restflächen im Siedlungsbereich um überwiegend vegetationsarme, stark 

überprägte Bereiche ohne erkennbare naturschutzfachliche Wertigkeit. Ein Vorteil gegenüber dem 

Vorhabenstandort ist insoweit nicht auszuschließen, jedoch nicht belegt. 

Der gewählte Standort ist durch Befahrung, Materiallagerung und eine vorhandene befestigte 

Fläche bereits anthropogen überprägt. Die betroffenen Biotoptypen weisen nach der Kartierung 

eine geringe bis mittlere Wertigkeit auf. Die Erschließung ist über die Straße „Zur Tränke" gesichert. 

Ein neue Erschließungsanlage  ist nicht erforderlich. Gesetzlich geschützte Biotope werden nicht 

in Anspruch genommen. 

Im Ergebnis steht keine Fläche zur Verfügung, die das Vorhabenziel erreicht. Die im 

Flächennutzungsplan dargestellten Bauflächen sind bebaut oder durch bestehende Nutzungen 

gebunden; die verbleibenden Restflächen sind weder nach Zuschnitt noch nach Verfügbarkeit 

geeignet, das Vorhaben aufzunehmen. 

Der gewählte Standort ist zudem bereits anthropogen überprägt und weist nach der 

Biotoptypenkartierung durchgehend eine geringe bis mittlere Wertigkeit auf. Ein Standort mit 

geringeren Umweltauswirkungen, der das Vorhabenziel erreicht, ist danach nicht erkennbar. 

7.4 Ausführungsalternativen 

Auf der Ebene der konkreten Ausgestaltung wurden mehrere Varianten geprüft und hinsichtlich 

ihrer Umweltauswirkungen verglichen. 

Abgrenzung des Vorhabenbereichs. Die zunächst betrachtete Abgrenzung hätte sich mit den 

östlich gelegenen gesetzlich geschützten Biotopen, Schilf-Röhricht und perennierendes 

Kleingewässer, räumlich überschnitten, sodass eine Flächeninanspruchnahme nicht 

auszuschließen gewesen wäre. Diese Variante wurde verworfen. Der Vorhabenbereich wurde 

nach Westen zurückgenommen (007_V), sodass beide Biotope vollständig außerhalb des 

Vorhabenbereichs sowie außerhalb aller Bau-, Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen liegen. 

Eine Flächeninanspruchnahme geschützter Biotope findet damit nicht statt. 

Lage der Baukörper. Eine Anordnung im östlichen Grundstücksteil hätte den Verlust der dortigen 

Gehölzbestände und eine deutliche Annäherung an die geschützten Biotope bedeutet. Gewählt 

wurde die Anordnung im westlichen Bereich auf den bereits überprägten Flächen mit vorhandenem 

befestigtem Weg. Der östliche Gehölzbestand bleibt als Puffer erhalten. 

Umgang mit den Gehölzbeständen. Eine Variante mit vollständiger Räumung der Randbestände 

zugunsten größerer Bauflächen wurde nicht weiterverfolgt. Der Gehölzstreifen entlang der 

nördlichen und östlichen Grenze bleibt erhalten. Beansprucht wird lediglich einen geringen 

Teilabschnitt im Norden im Anschluss an die Straße. Der östliche Abschnitt einschließlich des 

dahinter stockenden mittelalten Baumbestands sowie die Thuja-Reihe im Westen bleiben 

unberührt. Während der Bauzeit werden die verbleibenden Bestände durch Schutzzäune gesichert 

(005_VA-V). 

Umfang der Inanspruchnahme. Die Bebauung beschränkt sich je Baugrundstück auf ein 

Wohngebäude mit rund 88 m² Grundfläche sowie Nebenanlagen mit rund 80 m². Insgesamt werden 

rund 502 m² in Anspruch genommen, davon rund 240 m² lediglich teilversiegelt in 
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wasserdurchlässiger Bauweise. Rund 80 m² entfallen auf einen bereits vorhandenen befestigten 

Weg, für den kein zusätzlicher Funktionsverlust eintritt. Bei einer Gesamtfläche des Flurstücks von 

rund 0,4 ha bleibt der überwiegende Teil unversiegelt. Auf eine dichtere Bebauung oder eine 

weitergehende Ausdehnung der befestigten Flächen wurde zugunsten der Erhaltung von 

Vegetationsflächen verzichtet. 

Gestaltung des Übergangs zur Wohnnutzung. Ohne Regelung des östlichen Grenzbereichs wären 

betriebsbedingte Randeffekte auf die geschützten Biotope nicht auszuschließen gewesen, 

insbesondere Nährstoff- und Stoffeinträge, die Ablagerung von Gartenabfällen sowie 

Nutzungsdruck durch Betreten. Gewählt wurde daher eine Variante, bei der der östliche 

Grenzbereich dauerhaft von intensiver gärtnerischer Nutzung freigehalten wird (011_V). Der dort 

vorhandene Gehölzbestand bleibt erhalten und wirkt als Puffer. Ergänzende Pflanzungen erfolgen 

nur dort, wo dafür keine bestehende Vegetation entfernt werden müsste. 

7.5 Ergebnis 

Die Nullvariante wäre für die Schutzgüter Fläche, Boden, Tiere und Pflanzen sowie für die 

angrenzenden geschützten Biotope günstiger, erreicht das Vorhabenziel jedoch nicht. Flächen, die 

das Vorhabenziel erreichen und zur Verfügung stehen, konnten im Ortsteil nicht ermittelt werden.  

Auf der Ebene der Ausführung führte die Prüfung zu einer wesentlichen Änderung des Vorhabens: 

Die ursprüngliche Abgrenzung wurde zurückgenommen, sodass die geschützten Biotope nicht 

mehr unmittelbar in Anspruch genommen werden. Mittelbare Wirkungen aus der späteren 

Wohnnutzung werden durch die dauerhafte Freihaltung des östlichen Grenzbereichs von intensiver 

gärtnerischer Nutzung vermieden (011_V).  

Die gewählte Variante nutzt die bereits überprägten Flächen im westlichen Bereich, erhält die 

Gehölzbestände weitgehend, hält Abstand zu den geschützten Biotopen und beschränkt die 

Flächeninanspruchnahme auf rund 502 m², wovon ein erheblicher Teil lediglich teilversiegelt wird. 

Unter den geprüften zielkonformen Varianten weist sie damit die geringsten Umweltauswirkungen 

auf. 
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8 Überwachungsmaßnahmen gemäß § 45 UVPG  

Nach § 45 Abs. 1 UVPG sind die erheblichen Umweltauswirkungen zu überwachen, um 

insbesondere frühzeitig unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen zu ermitteln und geeignete 

Abhilfemaßnahmen ergreifen zu können. Die erforderlichen Überwachungsmaßnahmen werden 

auf Grundlage der Angaben im Umweltbericht festgelegt (§ 45 Abs. 1 Satz 2 UVPG). Die 

Überwachung obliegt der zuständigen Behörde, soweit keine abweichende Regelung besteht (§ 

45 Abs. 2 UVPG). 

Auf Grundlage der in diesem Bericht ermittelten Umweltauswirkungen werden die nachfolgend 

beschriebenen Überwachungsmaßnahmen vorgeschlagen. 

Während der Bauzeit wird die Umsetzung der Vermeidungsmaßnahmen durch eine Ökologische 

Baubegleitung  überwacht und dokumentiert. Im Vordergrund steht dabei die Einhaltung der 

Abgrenzung zu den östlich angrenzenden geschützten Biotopen. Die Grenze wird vor Baubeginn 

im Gelände markiert und während der gesamten Bauzeit regelmäßig kontrolliert. Ebenso zu 

überwachen sind die Errichtung und dauerhafte Funktionsfähigkeit des Amphibienschutzzauns 

(008_VA-V) und des Reptilienschutzzauns (010_VA-V), die Kontrolle der zur Entnahme 

vorgesehenen Gehölze auf Quartierstrukturen unmittelbar vor den Fällarbeiten sowie die 

Einhaltung des festgelegten Fällzeitraums (001_VA-V), der Zustand der Schutzzäune um die zu 

erhaltenden Gehölzbestände (005_V) und die Einhaltung der Vorgaben zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen. Die Ergebnisse werden in einem Abschlussbericht 

zusammengefasst und der zuständigen Behörde vorgelegt. 

Nach Abschluss der Bauarbeiten sind die Tiefenlockerung und Rekultivierung der vorübergehend 

beanspruchten Flächen sowie der Anwachserfolg der Ansaat zu kontrollieren (009_V). Hinzu 

kommen eine Prüfung der erhaltenen Gehölzbestände auf baubedingte Schäden und die 

Feststellung der tatsächlich versiegelten Fläche im Abgleich mit den Angaben dieses Berichts. 

Da die Wirksamkeit des 5 m breiten, von gärtnerischer Nutzung freigehaltenen Streifens entlang 

der östlichen Grenze für den Schutz der angrenzenden Biotope maßgeblich ist, wird darüber hinaus 

eine längerfristige Kontrolle nach Fertigstellung vorgeschlagen. Zu prüfen sind dabei der 

Anwachserfolg der Sträucherpflanzung, die Einhaltung des Nutzungsverzichts, insbesondere 

hinsichtlich der Ablagerung von Gartenabfällen und des Betretens, sowie der Zustand des 

angrenzenden Schilf-Röhrichts. Werden Beeinträchtigungen festgestellt, sind in Abstimmung mit 

der unteren Naturschutzbehörde Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, etwa eine Nachpflanzung oder 

eine deutlichere Abgrenzung des Streifens. 
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9 Vereinfachte Zusammenfassung  

In der Gemeinde Ahrensfelde, Ortsteil Eiche, sollen auf einem rund 0,4 Hektar großen Grundstück 

drei Einfamilienhäuser gebaut werden. Es werden dabei rund 502 m² Fläche in Anspruch 

genommen. Die Erschließung erfolgt über vorhandene Straßen. 

Die Fläche wird heute als Lager- und Abstellplatz genutzt und ist stark verdichtet. Sie hat für den 

Naturschutz nur geringe bis mittlere Bedeutung, und seltene Arten wurden nicht gefunden. Östlich 

grenzen jedoch zwei gesetzlich geschützte Biotope an, ein Schilfröhricht und ein kleines Gewässer. 

Deshalb wurde eine Strategische Umweltprüfung durchgeführt. 

Die geschützten Biotope werden nicht bebaut. Der Zuschnitt des Vorhabens wurde eigens dafür 

geändert. Ein fünf Meter breiter Streifen an der östlichen Grenze bleibt dauerhaft frei von 

Gartennutzung. Bäume werden nur außerhalb der Brut- und Ruhezeiten gefällt, um das Baufeld 

entstehen Schutzzäune für Amphibien und Reptilien, und eine Fachperson begleitet die 

Bauarbeiten. Der Verlust an Lebensräumen wird voraussichtlich über einen Flächenpool in der 

Region ausgeglichen. 

Baulärm und Staub treten nur zeitlich befristet und tagsüber auf. Die Häuser fügen sich in die 

vorhandene Bebauung ein und der zusätzliche Verkehr von drei Haushalten fällt nicht ins Gewicht. 

Alternativen wurden geprüft. Andere geeignete Flächen im Ortsteil sind bereits bebaut oder durch 

Friedhof und Kleingärten belegt. Gewählt wurde die Variante, die die geschützten Biotope ausspart 

und am wenigsten Fläche versiegelt. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt sind bei Beachtung der Schutzmaßnahmen 

nicht zu erwarten. 
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